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1. Einführung 


Allgemeine Feſtſtellungen (Sauptfeft- 
te II ungen) der Einheitswerte finden nur in Zeit 
abſtänden von mehreren Jahren ſtatt. Ebenſo werden 
die Vermögenſteuer und die Aufbringungsumlage 
allgemein nur in Zeitabſtänden von mehreren 
Jahren veranlagt (Hauptveranlagung). Für 
Wertänderungen, die ſich zwischen zwei Hauptfeſt⸗ 
ſtellungs⸗ und Hauptveranlagungszeitpunkten ergeben, 
ind für die Einheitsbewertung die Wertfort- 
ſchreibung und für die Vermögenſteuer und Auf⸗ 
dringungsumlage die Neuveranlagung vorge⸗ 
ſehen, die jeweils für den Beginn eines Kalenderjahrs 
vorgenommen werden können. Wertfortſchreibung und 
Neuveranlagung hängen davon ab, daß die Abwei⸗ 
Pa des Werts beſtimmte Grenze nüberſteigt. 
5 ne Wertgrenzen waren bisher in $ 22 RBewG, 8 13 

Stch und 8 11 Abſatz 2 der AufbrumlVo beſtimmt. 
ern; hier genannten Wertgrenzen ſind von vornherein 
885 als endgültige gedacht geweſen. Es iſt mit der 

öglichkeit gerechnet worden, daß die Erfahrungen 
m Praxis zu ‚einer Anderung der Grenzen führen 
men. Aus diefem Grund enthalten die erwähnten 

orſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes und des Ver⸗ 
mogenſteuergeſetzes die Ermächtigung für den 
Reichsminiſter der Finanzen, die Wert grenzen 
anders feſtzuſetzen. Für die Aufbringungs⸗ 
umlage iſt die Ermächtigung in dem Geſetz über die 
Weitererhebung der Aufbringungsumlage vom 


5. Mindeſtgrenze, 


„Dreifache Anderung der Wertgrenzen, 6, Feſte Grenze, 


7. Zuſammenfaſſung, 
8. Steuerliche Auswirkungen. 


17. Juni 1936 (RGB Bl. I S. 511) enthalten und dort 
an das Einvernehmen mit dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter geknüpft. 

Erfahrungen bei der Anwendung der Wertgrenzen 
liegen nunmehr vor. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat auf Grund dieſer Erfahrungen — hinſichtlich der 
Aufbringungsumlage im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtſchaftsminiſter — die Verordnung 
zur Anderung der Wertgrenzen bei 
der Wertfortſchreibung der Einheits⸗ 
werte und bei der Neuveranlagung 
der Vermögenſteuer und Aufbrin⸗ 
gungsumlage vom 18. Mai 1939 erlaſſen. 
Die Verordnung iſt im RGBl. 1 S. 922 und im 
RStBl. S. 698 abgedruckt. 


2. Dreifache Anderung der Wertgrenzen 0 
Die bisherigen Wertgrenzen werden in dreifacher 

Hinſicht geändert: 5 

a) für die Wertfortſchreibung beim Gru ndbeſitz 
werden die Grenzen vereinheitlicht, 

b) die Mindeſtgrenze wird für den Grundbeſitz 


geändert, 5 
c) eine feſte Grenze wird eingeführt. 


3. Einheitliche Wertgrenze für die Wertfortſchreibung 
bei Grundbeſitz 

Für die Wertfortſchreibung galten bei den land⸗ 

und forſtwirtſchaftlichen Betrieben, den Grundſtücken 
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und den Betriebsgrundſtücken bisher andere Grenzen 
als im übrigen, falls eine Beſtandsverände⸗ 
rung vorlag. Die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe, die Grundſtücke und die Betriebsgrundſtücke 
können wir nach dem Vorbild des Grundſteuergeſetzes 
($ 2) mit der Bezeichnung Grundbeſitz zuſammen⸗ 
faſſen. Eine Beſtandsveränderung lag nach dem Geſetz 
insbeſondere vor, 
1. wenn die Grundſtücksfläche durch Erwerb oder Ab⸗ 
trennung vergrößert oder verkleinert wird; 
2. wenn der Gebäudebeſtand durch Neubau, Anbau 
oder Aufbau oder durch Abbruch, Abbrand und der⸗ 
gleichen verändert wird. 


Die Unterſcheidung, ob die Wertabweichung auf 
einer Beſtandsveränderung oder auf einem anderen 
Grund beruht, hat dadurch weſentlich an Bedeutung 
verloren, daß durch $ 63 GrStDVO die Wertver⸗ 
hältniſſe vom 1. Januar 1935 bei Fort⸗ 
ſchreibungen der Einheitswerte auch für ſpätere Fort⸗ 
ſchreibungszeitpunkte als maßgebend erklärt worden 
ſind. Damit ſind die reinen Wertänderungen als 
Fortſchreibungsgrund beſeitigt. Wertänderungen, die 
nicht auf einer Beſtandsveränderung beruhen, können 
zwar noch vorkommen. Sie ſind aber ſo ſelten, daß es 
nicht mehr gerechtfertigt iſt, für ſie beſondere Wert⸗ 
grenzen vorzuſehen. Vielmehr iſt es zweckmäßig, für 
den Grundbeſitz einheitliche Wertfort⸗ 
ſchreibungsgrenzen einzuführen. Dieſe Ver⸗ 
einheitlichung der Grenzen dient der Verwal- 
tungsvereinfachung und der Vermei⸗ 
dung fruchtloſer Meinungsverſchieden⸗ 
heiten über den Begriff Beſtandsveränderung. 


Die Grenzen für die Wertfortſchreibung des 
Grundbeſitzes müſſen niedriger ſein als die ſonſti⸗ 
gen Wertgrenzen. Dies gebietet die Rückſicht auf die 
Grundſteuer, bei der auch ſchon geringere Anderungen 
für die Betroffenen empfindlich ſein können. Die Ver⸗ 
ordnung trägt dem dadurch Rechnung, daß ſie von den 
Grenzen ausgeht, die bisher für den Fall der Beſtands⸗ 
veränderung galten und ſchon bisher weit niedriger 
als die ſonſtigen Grenzen waren. 


4. Bruchteilsgrenze 

Die hauptſächlichſte Grenze für die Wertfortſchrei⸗ 
bungen iſt die Bruchteilsgren ze. Eine Wertfort⸗ 
ſchreibung fand bisher beim Grundbeſitz im Fall der 
Beſtandsveränderung bei einer Anderung um mehr 
als ein Zwanzigſtel, im übrigen bei einer 
Anderung um mehr als ein Fünftel ſtatt. Die 
Grenze von einem Fünftel galt auch für die Neuver⸗ 
anlagung der Vermögenſteuer und der Aufbringungs⸗ 
umlage. An dieſen Bruchteilsgrenzen iſt nichts 
Weſentliches geändert worden. Nur wird 
die Grenze von einem Zwanzigſtel für den Grundbeſitz 
verallgemeinert, während die Grenze von einem 
Fünftel für das Betriebsvermögen, die Gewerbeberech⸗ 
tigungen, die Vermögenſteuer und die Aufbringungs⸗ 
umlage gilt. 


5. Mindeſtgrenze 

Neben die Bruchteilsgrenze tritt die Mindeſt ⸗ 
grenze. Sie iſt vorgeſehen, um den Finanzämtern 
die Befaſſung mit geringfügigen Anderungen zu er⸗ 


- 


ſparen, deren ſteuerliche Auswirkung in keinem Ver⸗ 
hältnis zu der Arbeit der Steuerbehörden ſteht. Die 
Mindeſtgrenze betrug bisher für Wertfortſchreibungen 
für den Grundbeſitz bei Beſtandsveränderungen 
500 RM und im übrigen 1000 RM. Für die Ver⸗ 
mögenſteuer und die Aufbringungsumlage beſtand bis⸗ 
her und beſteht auch künftig keine ausdrückliche Min⸗ 
deſtgrenze, weil ſie ſich dadurch von ſelbſt ergibt, daß 
bei der Veranlagung der Vermögenſteuer und der Auf⸗ 
bringungsumlage das Vermögen auf 1000 RM abge⸗ 
rundet wird. Die Mindeſtgrenze von 1000 RM wird 
für die Wertfortſchreibung der gewerblichen Betriebe 
und Gewerbeberechtigungen aufrechterhalten. Für den 
Grundbeſitz wird die Mindeſtgrenze von 500 RM 
auf 100 RM herabgeſetzt. Die Grenze von 
500 RM hat ſich als zu hoch erwieſen. Dies hat zu 
unliebſamen Auseinanderſetzungen mit einzelnen 
Steuerpflichtigen geführt. 
Beiſpiel: 
Der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Be 
triebs, deſſen Einheitswert auf 800 RM feſtgeſetzt 
iſt, verkauft die Hälfte ſeines Betriebs, ſo daß der 
Einheitswert des ihm verbleibenden Grundbeſitzes 
400 RM betragen würde. In dieſem Fall konnte 
bisher wegen der Mindeſtgrenze von 500 RM keine 
Wertfortſchreibung vorgenommen werden. Der 
Steuerpflichtige mußte die Grundſteuer weiterhin 
nach dem Einheitswert von 800 RM entrichten. 


Obwohl es ſich in ſolchen Fällen nicht um große 
Steuerbeträge handelt, wurde das Ergebnis dennoch 
von den Steuerpflichtigen, die meiſt den minder⸗ 
bemittelten Volkskreiſen angehören, als Härte emp⸗ 
funden. Die Zahl der Fälle, in denen ſich die Herab- 
ſetzung der Mindeſtgrenze von 500 RM auf 100 RM 
auswirkt, wird verhältnismäßig nicht allzu groß ſein. 
Die durch ihre Bearbeitung entſtehende Mehrarbeit 
muß im Intereſſe der ſteuerlichen Gerechtigkeit in 
Kauf genommen werden. Anderſeits war es mit Rück⸗ 
ſicht auf die Arbeitslage der Finanzämter nicht mög⸗ 
lich, auf eine Mindeſtgrenze ganz zu verzichten. 


6. Feſte Grenze 


Während die Bruchteilsgrenze und die Mindeſt⸗ 
grenze bisher ſchon bekannt waren, ſieht die Verord- 
nung gegenüber den Geſetzen von 1934 eine Neuerung 
inſofern vor, als ſie eine feſte Grenze einführt. 
Bei größeren Vermögen (Einheitswerten) konnte ſchon 
eine in die Tauſende oder auch in die Millionen 
gehende Wertabweichung eintreten, ehe die Bruchteils⸗ 
grenze überſchritten wurde. Bei einem Vermögen von 
5 Millionen RM konnte z. B. eine Wertänderung erſt 
berückſichtigt werden, wenn ſie mehr als 1 Million RM 
ausmachte. Dadurch entſtanden bei dem anhaltenden 
Aufſtieg der deutſchen Wirtſchaft für das Reich (bei 
der Vermögenſteuer und Aufbringungsumlage) und 
für die Gemeinde (bei der Grundſteuer und Gewerbe⸗ 
ſteuer) Steuerausfälle, die nicht gerechtfertigt 
waren. Die Verordnung führt daher eine feſte 
Grenze von 100000 RM ein, die ebenſo für 
den Grundbeſitz wie für das Betriebsvermögen und die 
Gewerbeberechtigungen, wie auch für die Vermögen⸗ 
ſteuer und die Aufbringungsumlage gilt. Die Grenze 
iſt abſichtlich hoch gewählt worden, um nur die 
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ſchlimmſten Auswirkungen des bisherigen Rechts⸗ 
zuſtands zu beſeitigen. Es iſt eine Grenze gewählt 
worden, die ſich leicht einprägt. Anregungen auf 
niedrigere Feſtſetzung der feſten Grenze hat der 
Miniſter zunächſt nicht entſprochen. Die Erfahrungen 
1 0 Grenze von 100 000 RM müſſen abgewartet 
erden. 


7. Zuſammenfaſſung 
Nach den neuen Vorſchriften wird der Einheitswert 
im Weg der Wertfortſchreibung neu feſtgeſtellt 


a) bei einem land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieb, 
einem Grundſtück oder einem Betriebsgrundſtück 
(beim Grundbeſitza), 

wenn der Wert, der ſich für den Beginn eines 
Kalenderjahrs ergibt, 
entweder ummehr als ein Zwanzig» 
ſtel, mindeſtens aber um 100 RM, 
oder um mehr als 100 000 RM 
von dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkts abweicht; 

b) bei einem gewerblichen Betrieb oder einer 

Gewerbeberechtigung, 
wenn der Wert, der ſich für den Beginn eines 
Kalenderjahrs ergibt, 
entweder um mehr als ein Fünftel, 
mindeſtens aber um 1000 RM, 
oder um mehr als 100 000 RM 
von dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkts abweicht. 


Die Vermögenſteuer und die Aufbrin- 
gungsumlage werden neu veranlagt, wenn der 


maßgebende Vermögenswert zu Beginn eines Kalen⸗ 
derjahrs 


entweder um mehr als ein Fünftel 
oder um mehr als 100 000 RM 


von dem Wert abweicht, der an ſich für das in dieſem 
Kalenderjahr beginnende Rechnungsjahr maßgebend 
ſein würde. 


8. Steuerliche Auswirkungen 


Wie bisher kennt auch die Neuregelung keinen 
Unterſchied, ob ſich das Vermögen vergrößert 
oder verkleinert hat. Die Wertgrenzen gelten 
einheitlich nach unten und nach oben. Wird die Wert⸗ 
grenze nicht erreicht, ſo muß die bisherige Steuer wei⸗ 
ter gezahlt werden. Für den Fall der Erhöhung be⸗ 
deutet die Wertgrenze einen Verzicht des Reichs und 
der Gemeinden auf Steueranſprüche, die ihnen an ſich 
zuſtehen würden. Für den Fall der Verringerung des 
Vermögens muß der Steuerpflichtige eine Steuer wei⸗ 
ter entrichten, die ihn an ſich nicht mehr in voller Höhe 
treffen würde. Auf der einen Seite fragt es ſich, wie⸗ 
weit das Reich und die Gemeinden mit einem Verzicht 
auf Steueranſprüche gehen können. Auf der anderen 
Seite war zu prüfen, wieweit dem Steuerpflichtigen 
die Fortzahlung der bisherigen Steuer zugemutet wer⸗ 
den kann. Bei der Abfaſſung der Verordnung mußten 
ee Geſichtspunkte miteinander in Einklang gebracht 
werden. 


Erſtmalig find die neuen Grenzen für Wertfort⸗ 
ſchreibungen und Neuperanlagungen auf den 1. Ja- 
nuar 1939 anzuwenden. Dies gilt auch für die 
Fälle, in denen bereits eine rechtskräftige Entſcheidung 
ergangen iſt. Die Neuregelung wird ſich bei der 
Grundſteuer, dem Reichsnährſtandsbeitrag, der Ge⸗ 
werbeſteuer, der Vermögenſteuer und der Aufbrin- 
gungsumlage für das Rechnungsjahr 1939 
auswirken. 


Ausgewählte Fragen aus dem Einkommensteuerrecht 
Von Reglerungsrat Dr. Oermann, Berlin, Reichsfinanzministerlum 
Vortrag (bier erweitert), gehalten auf der Fachwiſſenſchaftlichen Tagung über Einkommenſteuer und Körper: 


ſchaftſteuer in Salzburg im Mai 1939 


Inhalt: 


1. Einführung, 


2. Abgrenzung der Einkünfte aus ſelbſtändiger 


Arbeit gegenüber den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb, f 


1. Einführung 


RN die Siebente Verordnung zur 
ten im Bu ſteuerrechtlicher Vorſchrif⸗ 
nnter and Oſterreich (abgekürzt Einfüh- 
(NG Bl. 1 S. 1809 bom 17. Dezember 1938 
Körperf chaftſt 17) iſt neben der Einkommenſteuer, der 
Gee en und der Wehrſteuer auch das 
über Worben 8 . im Land Öfterreich einge⸗ 
mäß find das @ 17 der Einführungsverordnung ge⸗ 
3 ewerbeſteuergeſetz und die Zweite Ver- 
N en urchführung des Gewerbeſteuergeſetzes 
nn 19 0 für die geit vom 1. April 1939 
n 1940 (Rechnungsjahr 1939) 

zuwenden. $ 21 der Einführungsverordnung gemäß 


8. Abgrenzung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb gegen⸗ 
über den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit, 

4. Haushaltsbeſteuerung bei Ehegatten, 

5. Gewährung von Kinderermäßigungen. 


ſind die Vorſchriften über die allgemeine Erwerbſteuer 
im I. Hauptſtück (88 1 bis 36) des Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes in Oſterreich für die Zeit vom 1. April 1939 
ab grundſätzlich nicht mehr anzuwenden. 

Die Gewerbeſteuer löſt in Oſterreich die allgemeine 
Erwerbſteuer ab. Der Kreis der Steuerpflichtigen, die 
der allgemeinen Erwerbſteuer unterlagen, 
deckt ſich nicht mit dem Kreis der Steuerpflichtigen, 
die nach den Vorſchriften des Gewerbeſteuer ; 
geſetzes ſteuerpflichtig ſind. Insbeſondere ſind die 
Angehörigen der freien Berufe (Redtö- 
anwälte, Arzte, Architekten uſw.) nicht gewerbeſteuer⸗ 
pflichtig. Für die Steuerpflichtigen, die bisher zwar 
der allgemeinen Erwerbſteuer unterliegen, aber nach 


5.528 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 22 / 8. Juni 1939 
—ä—ͤ ——— ꝙͤůaſä . ˙ [ — —— — ET I 


den Vorſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes nicht 
gewerbeſteuerpflichtig ſind, kommt deshalb eine Ent⸗ 
richtung von Vorauszahlungen auf die Gewerbeſteuer 
gemäß § 19 der Einführungsverordnung nicht in Be⸗ 
tracht. In manchen Fällen wird es zweifelhaft ſein, 
ob beſtimmte Steuerpflichtige von der Entrichtung der 
Vorauszahlungen auf die Gewerbeſteuer befreit ſind, 
weil nicht ohne weiteres feſtſteht, ob die Einkünfte aus 
ihrer Tätigkeit Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder 
Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit im Sinn des Ein- 
kommenſteuergeſetzes ſind. Meine Ausführungen be- 
zwecken eine Klärung, wann im einzelnen 
Fall Einkünfte als Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb und wann fie als Ein- 
künfte aus ſelbſtändiger Arbeit anzu⸗ 
ſprechen ſind (Hinweis auf Abſchnitt 2). 

Einer Zweifelsfrage, die aus Anlaß der Fach⸗ 
wiſſenſchaftlichen Tagung geſtellt worden iſt, iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß auch über die Abgrenzung der 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb und 
der Einkünfte aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit Zweifel beſtehen. Auch hierauf will ich im 
folgenden eingehen (Hinweis auf Abſchnitt 3). 

Bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1938 
iſt die Vorſchrift über die Haushaltsbeſteue⸗ 
rung bei Ehegatten (Hinweis auf 8 26 EStG) 
im Hinblick auf die beſonderen Eherechtsverhältniſſe im 
Land Oſterreich von ganz beſonderer Bedeutung. Die 
vielen aufgeworfenen Zweifelsfragen laſſen erkennen, 
daß über die Anwendung der Vorſchrift im $ 26 EStG 
erhebliche Zweifel beſtehen. Ich will deshalb dieſe 
Vorſchrift wegen ihrer Bedeutung bei der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1938 ſpäter eingehend behandeln 
(Hinweis auf Abſchnitt 4). 

Auch § 32 Ziffer 2 EStG bietet, ſoweit es ſich um 
den Kreis der Perſonen handelt, für die dem Steuer⸗ 
pflichtigen Kinderermäßigung zuſteht, bei der 
Veranlagung für 1938 einige Schwierigkeiten. Auf 
die Zweifelsfragen, die in dieſem Zuſammenhang ge- 
ſtellt worden ſind, werde ich am Schluß meiner Aus⸗ 
führungen zu ſprechen kommen (Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 5). 


2. Abgrenzung der Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit 
gegenüber den Einkünften aus Gewerbebetrieb 


Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit 
ſind (Hinweis auf $ 18 EStG): 

1. Einkünfte aus freien Berufen, 

2. Einkünfte der Einnehmer einer ſtaatlichen 
(jetzt Reichs) Lotterie, wenn fie nicht nach 
der Art des Betriebs als Einkünfte aus Gewerbe⸗ 
betrieb anzuſehen ſind, 

3. Einkünfte aus ſonſtiger 

Arbeit. 

Zu 1: Die erſte Gruppe „freie Berufe“ um⸗ 
faßt alle mindeſtens vorübergehend ausgeübte ſelbſtän⸗ 
dige Tätigkeit auf dem Gebiet der reinen 
und der angewandten Kunſt und Wij- 
ſenſchaft. Es gehören dazu 
u) die wiſſenſchaftliche, die künſtleriſche, die ſchrift⸗ 

ſtelleriſche und die unterrichtende Tätigkeit, 

b) die Berufstätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte und 

Notare, der Ingenieure, Architekten uſw. 


— 


t 


ſelbſtändiger 


Zu den freien Berufen werden aber nach der 
Volksanſchauung in weitem Umfang auch ſolche 
Tätigkeiten gerechnet, die nicht auf einer 
abgeſchloſſenen wiſſenſchaftlichen, ins⸗ 
beſondere hochſchulmäßigen Ausbil— 
dung beruhen, ſo z. B. auch die Tätigkeit der 
Heilkundigen, der Hebammen, der Krankenſchweſtern, 
der Dentiſten, der Steuerberater, der Buchſachverſtän⸗ 
digen und „ähnlicher“ Berufe. 

Auch dieſe Berufe beruhen, obgleich fie eine 
eigentliche wiſſenſchaftliche Vorbildung im Sinn einer 
hochſchulmäßigen Ausbildung nicht vorausſetzen, 
doch auf einer gewiſſen wiſſenſchaftlichen 
Vorbildung. Der Beruf muß aber latſäch⸗ 
lich einem in der Geſetzesbeſtimmung aufgeführten Be⸗ 
ruf „ähnlich“ fein (Hinweis auf das NFHS-Urteil 
vom 22. Februar 1939, RStBl. 1939 S. 576). Nur fo 
iſt eine einigermaßen beſtimmte Abgrenzung möglich, 
die für die Gewerbeſteuer von der größten Bedeutung 
iſt. Danach iſt z. B. die kunſtgewerbliche Tätigkeit 
eine freiberufliche Tätigkeit, wenn ſie die ſchöpferiſche 
Geſtaltung eigener Gedanken zum Gegenſtand hat 
(Hinweis auf das R§cH⸗Urteil vom 14. November 
1938, RStBl. 1989 S. 159). 

Als freiberufliche, jedenfalls nicht als gewerb⸗ 
liche Tätigkeiten ſind nach der Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs insbeſondere auch die Tätigkeiten an⸗ 
zeſehen, die im öffentlichen Intereſſe ausge⸗ 
übt werden, es ſei denn, daß es ſich hierbei um eine 
unſelbſtändige Tätigkeit handelt. 
Beiſpiele: 

A. Auf Grund des Preußiſchen Geſetzes über die frei- 
willige Gerichtsbarkeit ſind für Oſtfriesland uſw. 
beeidigte Auktionatoren als ſtaatliche 
Beamte auf Lebenszeit angeſtellt worden. Ihre 
Aufgabe erſtreckt ſich auf die Verſteigerung beweg⸗ 
licher und unbeweglicher Sachen für Rechnung 
ihrer Auftraggeber. Bei der Verſteigerung unbe⸗ 
weglicher Sachen haben die beeidigten Auktiona⸗ 
toren die Befugnis, das Rechtsgeſchäft in gleicher 
Weiſe wie ein Notar zu beurkunden. Der Begriff 
der freien Berufe im § 18 Ziffer 1 EStG iſt im 
allgemeinen gegenüber dem früheren Steuerrecht 
erheblicher weitert worden. Es „käme hiernach 
an ſich in Frage, die beeidigten Auktionatoren als 
freien Beruf aufzufaſſen, auch wenn ſie nicht öffent⸗ 
liche Beamte wären. Der Umſtand aber, daß ſie 
vom Staat im öffentlichen Intereſſe als 
ſtaatliche Beamte angeſtellt worden ſind, muß, auch 
wenn ſonſt Zweifel beſtünden, den Ausſchlag dafür 
geben, die beeidigten Auktionatoren als Angehörige 
eines freien Berufs aufzufaſſen“. „Jedenfalls muß 
in Zweifelsfällen davon ausgegangen werden, daß 
der Beamte als ſolcher keinen Ge— 
werbebetrieb, ſondern unter Um⸗ 
ſtänden einen freien Beruf ausübt“ 
(Hinweis auf das RJ H⸗Urteil vom 27. April 1938, 
RStBl. 1938 S. 734), 

B. Ein Uhrmacher iſt nebenberuflich von der Polizei⸗ 
behörde als amtlicher Fleiſchbeſchauer 
beſtellt. Als ſolcher unterliegt er der ſtändigen Kon⸗ 
trolle durch die Organe der Polizeibehörde. Er er⸗ 
hält als Vergütung für ſeine Tätigkeit die ein⸗ 
gehenden Gebühren. Als amtlicher Fleiſchbeſchauer 
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iſt der Steuerpflichtige in gewiſſer Beziehung an 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt beteiligt. 
Seine Unterſuchungstätigkeit kann daher nicht mehr 
als Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verkehr — das wäre ein Begriffsmerkmal der ge⸗ 
werblichen Tätigkeit — aufgefaßt werden. Nach 
der Anſicht des Reichsfinanzhofs ähnelt ſeine Tätig⸗ 
keit „am eheſten der des Bezirksſchornſteinfeger⸗ 
meiſters, dem auch im polizeilichen Intereſſe ein be⸗ 
ſtimmter Bezirk zu einer gewiſſen Beaufſichtigung 
der Feuerungsanlagen zugewieſen iſt. Dieſer iſt 
allerdings Gewerbetreibender, weil für ihn die 
Reinigung der Schornſteinanlagen gegenüber der 
polizeilichen Beaufſichtigung der Feuerungsanlagen 
die Hauptſache iſt“ (Hinweis auf das NFH-Urteil 
vom 5. Januar 1938, RStBl. 1938 S. 429). In 
dieſem Urteil kommt der Reichsfinanzhof zu dem 
Ergebnis, daß die Tätigkeit des amt- 
lichen Fleiſchbeſchauers nach der Erwei— 
terung des Begriffs des freien Berufs durch § 18 
Ziffer 1 ESt& den freien Berufen Zus 
zurechnen iſt. 


Vorausſetzung für die Annahme eines freien Be⸗ 
rufs iſt, daß die Einkünfte ausſchließlich oder 
faſt ausſchließlich auf perſönlicher 
Tätig keit des Steuerpflichtigen beruhen. Das 
ſchließt nicht aus, daß ſich der Steuerpflichtige für 
untergeordnete Hilfstätigkeiten fremder 
Arbeitskräfte bedient. Wenn alſo ein Bildhauer, 
der Grabdenkmäler nach eigenen Entwürfen herſtellt, 
ſich in der Hauptſache auf die Anfertigung von Ent⸗ 
würfen und Modellen und deren Überlaſſung an die 
Auftraggeber beſchränkt und dabei die mehr mechani⸗ 
ſchen Arbeiten, z. B. die Anfertigung von Zeichnungen 
und Pauſen für die Entwürfe, von angeſtellten Hilfs- 
kräften ausführen läßt, vielleicht auch beſonders 
ſchwierige Bildhauerarbeiten eigenhändig ausführt, ſo 
In das freiberufliche Tätigkeit. Der Bildhauer könnte 
ſich wie alle anderen ſelbſtändigen ſchöpferiſchen Kunſt⸗ 
PNdner auch im Atelier zu untergeordneten Arbeiten, 
5. B. Heraushauen des Nohblocks, oder zu Nachbeſſe⸗ 
rungsarbeiten am annähernd fertigen Kunſtwerk 
untergeordneter handwerklicher Hilfsarbeiter bedienen. 
läge auch noch innerhalb der ſelbſtſchöpferiſchen 
Tatigkeit des reinen Künſtlers, wenn er etwa ſelbſt⸗ 
Slertigte Tonmodelle durch andere Perſonen in hartem 
Stein heraushauen läßt, aber dann den letzten Schliff, 
u Tat Herausarbeitung, bis zur Vollendung noch 
8 ausführt (Hinweis auf das NFH-Urteil vom 
Be Januar 1939, NStBL. 1939 S. 354). Ein freier 
8 wird aber nicht mehr anerkannt, wenn der 
Steuerpflichtige ſeine ei gentliche Berufsarbeit zu 


einem weſentlicher ächliche i An- 
gestellte e - 5 hauptſächlichen Teil durch An 


Beiſpiele für die au ießli 
857 für d Sſchließliche oder fat aus⸗ 
Re perſönliche Tätigkeit des Steuer⸗ 


A. 1 15 der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs ſind 
die 6 in künfte aus einer Unterrichts- 
anſtalt ohne Rückſicht auf die Bezeichnung als 
ſolche als Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeit anzu⸗ 
ſehen, wenn die unterrichten de Tätigkeit 
des Lehrers bei weitem überwiegt. Das hat 


B. 


>) 


Wirtſchaftsprüfer, 


der Reichsfinanzhof z. B. bei einem Steuerpflichti⸗ 
gen, der 61 Wochenſtunden Unterricht erteilt und 
deſſen Arbeitskraft dadurch in der Hauptſache durch 
die unterrichtende Tätigkeit und die bei jeder unter⸗ 
richtenden Tätigkeit notwendigen Verwaltungs⸗ 
geſchäfte in Anſpruch genommen wird, ohne weite⸗ 
res unterſtellt. Werden dagegen in der Unterrichts⸗ 
anſtalt zu einem erheblichen Teil 
fremde Lehrkräfte verwendet, ſo handelt 
es ſich um einen Gewerbebetrieb (Hinweis 
auf das NFH-Urteil vom 9. März 1938, RStBL. 
1938 S. 430). 


Kraftfahrunterricht iſt nur freiberufliche 
Tätigkeit, wenn er von dem Steuerpflichtigen 
perſönlich ausgeübt wird. Wird er zu einem 
weſentlichen Teil oder ſogar hauptſächlich mit Hilfe 
angeſtellter Lehrer ausgeübt, ſo iſt er ge⸗ 
werbliche Tätigkeit (Hinweis auf das NFS- 
Urteil vom 26. Oktober 1938, RStBl. 1939 S. 286). 


Die Buchführung für andere Perſonen iſt 


freie Berufstätigkeit, wenn der Steuer⸗ 
pflichtige die Bücher in der Hauptſache perſön⸗ 
lich führt. Dabei iſt es gleichgültig, ob der Buch⸗ 
führer die Bücher im Betrieb des anderen oder in 
ſeinem eigenen Betrieb führt. Wenn aber der 
Steuerpflichtige die Buchführung für andere 
mehr im großen ausübt, fo daß die eigent⸗ 
liche Führung der Bücher durch fremde Perſonen 
erledigt wird, der Steuerpflichtige ſich alſo auf 
die Leitung und Aufſicht beſchränkt, 
ſo kann eine freie Berufstätigkeit nicht mehr an⸗ 
erkannt werden. Denn nur der führt die Bücher, 
der in der Hauptſache die Buchungen perſönlich vor⸗ 
nimmt, mag er ſich im einzelnen Fall dazu auch 
einer gewiſſen Hilfe bedienen (Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 17. Auguſt 1938, RStBl. 1938 
S. 915). 


Steuerberater 
und ſelbſtändige Buchführer üben eine 
freiberufliche Tätigkeit nur aus, wenn ihre Arbeit 
im weſentlichen auf der eigenen 
perſönlichen Arbeitskraft des Steuer⸗ 
pflichtigen beruht. Dieſe Berufe werden aber zu 
„Gewerbebetrieben, wenn der Berufstätige 
ſich zu den Arbeiten, deren Vornahme regelmäßig 
die Ausübung eines freien Berufs oder einer felb- 
ſtändigen Tätigkeit bedeutet, der Hilfe anderer 
Arbeitskräfte bedient, die die Tätigkeit des frei⸗ 
beruflich Tätigen erſetzen ſollen, oder die eine 
Vervielfachung der Arbeitskräfte 
des Berufstätigen darſtellen“. Selbſtverſtändlich 
bleibt es dem Steuerberater oder Buchführer „un⸗ 
benommen, zur Führung der Bürogeſchäfte oder 
auch zur unſelbſtändigen rechtlichen und techniſchen 
Unterſtützung ſeiner Arbeit Hilfskräfte, und zwar 
vorgebildete Hilfskräfte, in begrenztem Ausmaß zu 
beſchäftigen. Die Hinzuziehung von Prüfungs⸗ 
gehilfen macht die Tätigkeit des Wirtſchaftsprüfers 
daher nicht ohne weiteres gewerbeſteuerpflichtig. 
Es iſt nicht zu erſehen, wie z. B. ein Wirtſchafts⸗ 
prüfer eine große Körperſchaft ohne Hinzuziehung 
einer Anzahl von Prüfungsgehilfen prüfen könnte, 
da er ſchwerlich alle Einzelheiten ſelbſt ermitteln 
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und durchſehen kann“. Die Prüfungsgehilfen leiſten 
aber im weſentlichen nur Vorarbeiten für das 
Gutachten des Wirtſchaftsprüfers (Hinweis auf das 
RFH-Urteil vom 8. März 1939, RStBl. 1939 
S. 577). 


Ebenſowenig wie die Verwendung von Hilfs- 
kräften ſchließt auch die Anwendung notwendiger 
Hilfsmittel die freiberufliche Tätigkeit aus. 
Iſt eine Klinik oder Krankenanſtalt ein notwendi⸗ 
ges Hilfsmittel für die Ausübung der ärztlichen 
Tätigkeit, ſo liegt freiberufliche Tätigkeit vor, wenn 
auch ſonſt der Betrieb einer Krankenanſtalt als Ge⸗ 
werbebetrieb anzuſehen ſein mag. Daß die Klinik not⸗ 
wendiges Hilfsmittel der ärztlichen Tätigkeit iſt, iſt 
anzunehmen, „wenn der von dem Arzt erſtrebte Heil⸗ 
oder Forſchungszweck die Unterbringung in einer der⸗ 
artigen Anſtalt erforderlich macht. Denn es iſt für 
gewiſſe Gruppen von Fachärzten, die ihre Tätigkeit 
nicht im Dienſt eines öffentlichen oder privaten Kran⸗ 
kenhauſes ausüben, die Angliederung eigener Kliniken 
vielfach unentbehrliche Vorausſetzung für ihre Berufs⸗ 
ausübung. Iſt dies der Fall, ſo ſind die geſamten 
Einkünfte in der Regel als Ausfluß freiberuflicher 
Tätigkeit anzuſehen. Ein gewerblicher Be⸗ 
trieb und gewerbliche Einkünfte liegen 
jedoch vor, wenn aus der Beherbergung und Verpfle⸗ 
gung der Kranken ein beſonderer Gewinn er⸗ 
ſtrebt wird, wenn alſo der Betrieb der Klinik eine be⸗ 
ſondere Einnahmequelle neben dem 
Arztberuf bildet. Dies iſt im allgemeinen dann 
nicht anzunehmen, wenn die Einnahmen aus dem 
Anſtaltsbetrieb, insbeſondere Unterkunft und Verpfle⸗ 
gung, nur die Unkoſten der Anſtalt (einſchließlich Ab⸗ 
ſetzung für Abnutzung) decken, oder, falls die ärztliche 
Behandlung im Verpflegungsſatz einbegriffen iſt, wenn 
die erzielten Überſchüſſe das Maß der üblichen Ver⸗ 
gütung für die geleiſteten ärztlichen Dienſte nicht über⸗ 
ſteigen“ (Hinweis auf das NFH-Urteil vom 15. März 
1939 VI 119/39, das demnächſt im Reichsſteuerblatt 
veröffentlicht werden wird). 


Iſt danach ein freier Beruf anzunehmen, ſo ändert 
daran die äußere Form, insbeſondere die Rechts⸗ 
form, in der der freie Beruf ausgeübt wird, nichts. 
Beiſpiele: 

X. Nach dem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch eines 
Architekten hat ſeine Ehefrau das Architektur⸗ 
büro übernommen. Leiter des Büros iſt der Mann 
geblieben. Die Frau arbeitet aber im Büro unter 
Anleitung des Mannes mit. Es mag bürgerlich⸗ 
rechtlich richtig ſein, daß der Ehemann nicht In⸗ 
haber des Architekturbüros iſt. Steuerlich kommt es 
aber nicht darauf an, „wer im Rechtſinn Unter⸗ 
nehmer iſt, ſondern wer nach Lage der tatſächlichen 
Verhältniſſe der wirkliche Unternehmer iſt. Wer 
nach außen als Geſchäftsinhaber auftritt, braucht 
dies in Wirklichkeit nicht zu ſein. Es iſt durchaus 
möglich, daß der vermeintliche Inhaber im Innen⸗ 
verhältnis nur Angeſtellter iſt. Dann gilt ſteuer⸗ 
rechtlich als Unternehmer nicht der gegenüber der 
Offentlichkeit als Unternehmer Auftretende, ſon⸗ 
dern der, auf deſſen Rechnung das Gewerbe betrie- 
ben wird“ (Hinweis auf das R§H⸗Urteil vom 
15. Juni 1938, RStBl. 1938 S. 908). Danach ift der 


Ehemann nach wie vor Architekt im Sinn des § 18 
Abſatz 1 Ziffer 1 EStG. Seine Einkünfte aus dem 
Architekturbüro ſind Einkünfte aus freiem Beruf. 


B. Freie Berufstätigkeit iſt auch anzunehmen, wenn 
mehrere Angehörige freier Berufe eine of fene 
Handelsgeſellſchaft gegründet haben und 
die Geſellſchaft im Handelsregiſter eingetragen wor⸗ 
den iſt. Für die Beurteilung der Einkünfte der 
offenen Handelsgeſellſchaft kommt es nicht auf 
die Rechtsform, ſondern auf den „ſach- 
lichen Gehalt der Tätigkeit an, ihre Eingliede⸗ 
rung in das Wirtſchaftsleben des Volks und in das 
Steuerrecht. Danach iſt der freie Beruf als ſolcher 
niemals Gewerbebetrieb; es kommt auch nicht auf 
die perſönliche Einſtellung des Steuerpflichtigen 
an, etwa darauf, ob dieſer ſeinen Betrieb mehr nach 
idealen oder mehr nach eigenſüchtigen Beweggrün⸗ 
den einſtellt“ (Hinweis auf das RFc⸗Urteil vom 
26. Januar 1938, RStBl. 1938 S. 733), 


Liegt freiberufliche Tätigkeit, z. B. die ſchöpferiſche 
Geſtaltung eigener Gedanken vor, ſo kommt es auf die 
Art, in der das Geſchaffene oder noch zu Schaffende 
verwertet wird, nicht an. Es iſt gleichgültig, ob 
der Gedanke zunächſt zeichneriſch niedergelegt und die 
Zeichnung alsdann einem Auftraggeber oder Inter⸗ 
eſſenten „berkauft“ wird, oder ob z. B. ein Innen⸗ 
architekt einem allgemein gehaltenen Auftrag gemäß 
an Hand der Entwürfe, die bei ihm verbleiben, ſelbſt 
die Geſtaltung der Räume leitet. Auch der unter 8 18 
EStG fallende Außenarchitekt kann feine Entwürfe zu⸗ 
nächſt „verkaufen“ (Hinweis auf das RRS-Urteil vom 
2. November 1938, RStBl. 1939 S. 159). 

Die Abſicht der Gewinnerzielung 
ſteht der Annahme einer freiberuflichen Tätigkeit 
nicht entgegen, es ſei denn, daß die Gewinn⸗ 
erzielung zum Selbſtzweck wird. Das könnte man 
z. B. bei einem Möbelzeichner annehmen, der ſeing 
Entwürfe in mechaniſcher Vervielfältigung maſſen⸗ 
weiſe vertreiben würde (Hinweis auf das NFH-Urteil 
vom 2. November 1938, RStBl. 1939 S. 159). 

Auch die eigene perſönliche Ausführung der 
künſtleriſchen Gedanken ſteht der Annahme des freien 
Berufs nicht entgegen. Es iſt daher unſchädlich, wenn 
ein Architekt auch noch die Oberleitung 
eines Baus übernimmt, damit der Bau ſo 
ausfällt, wie er dem künſtleriſchen Gedanken des 
Architekten entſpricht. 

Geht eine Berufstätigkeit aber in einem weſent⸗ 
lichen Punkt über den Rahmen des freien Berufs hin- 
aus oder wird fie im Zuſammenhang mit einem Ge⸗ 
werbebetrieb ausgeübt, jo iſt die geſamte Tätig- 
keit nicht mehr zum freien Beruf zu rechnen, ſondern 
gilt als Gewerbebetrieb (Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 31. Auguſt 1938, RStBl. 1938 
S. 1133). 


Beiſpiele: 

A. Der ſchöpferiſch tätige Kunſtgewerbler läßt ſeine 
Entwürfe mechaniſch vervielfältigen und ſetzt ſie in 
großen Mengen ab; 

B. Ein Außenarchitekt übernimmt auf eigene Rechnung 
und Gefahr die ſchlüſſelfertige Herſtellung des 
Hauſes; 
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C. Ein Arzt betreibt neben feiner Praxis ein Sana⸗ 
torium, das nicht als notwendiges Hilfsmittel ſei⸗ 
ner Praxis anzuſehen iſt. 


In allen dieſen Fällen gilt die geſamte Tätigkeit, 
alſo auch der rein künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche 
Teil der Tätigkeit als gewerbliche Betätigung. Der 
Reichsfinanzhof hat für Fälle dieſer Art im Urteil 
vom 17. Auguſt 1938 (RStBl. 1938 S. 915) das Fol⸗ 
gende ausgeführt: 

„Wenn die freie Berufstätigkeit nicht zur Ge⸗ 
werbeſteuer heranzuziehen iſt, ſo ſetzt das voraus, 
daß die Berufstätigkeit ausſchließlich freie 
Berufstätigkeit iſt. Nun iſt der Fall möglich, daß 
jemand neben und ganz unabhängig von der freien 
Berufstätigkeit einen Gewerbebetrieb ausübt, z. B. 
ein Steuerberater hat zugleich ein Textilwaren⸗ 
geſchäft uſw. Beide Betriebe hängen wirtſchaftlich 
und ſteuerlich nicht zuſammen; vielleicht wird das 
Textilwarengeſchäft im weſentlichen von der Frau 
geleitet, während der Mann die Steuerberatungs⸗ 
tätigkeit ausübt. In dieſen Fällen, wo beide Be⸗ 
triebe völlig voneinander getrennt ſind, wird man 
davon ausgehen müſſen, daß die Steuerberatungs⸗ 
tätigkeit als freier Beruf gewerbeſteuerfrei iſt, wäh⸗ 
rend der Gewerbebetrieb zur Gewerbeſteuer heranzu⸗ 
ziehen iſt. 

Anders liegt die Sache aber, wenn beide 
Tätigkeiten ineinander greifen und 
wirtſchaftlich aufs engſte zuſammen⸗ 
gehören“, z. B. bei einer Buchſtelle mit Steuer⸗ 
beratung. Beide gehören aufs engſte zuſammen und 
beide Tätigkeiten fördern und ergänzen ſich gegen⸗ 
ſeitig. Dann handelt es ſich „nicht mehr um einen 
für ſich abgeſchloſſenen Beruf als Steuerberater, ſon⸗ 
dern um den einheitlichen Betrieb eines 
Steuerberaters mit Buchſtellenbe⸗ 
trieb. Hierbei handelt es ſich nicht mehr um die 
Ausübung eines freien Berufs. Die Frage, ob ein 
einheitlicher Betrieb oder ob mehrere Betriebe oder 
Berufe vorliegen, wird etwa nach den gleichen 
Grundſätzen zu beantworten ſein, wie die Frage, 
ob ein Gewerbetreibender einen einheitlichen Ge⸗ 
werbebetrieb oder mehrere ſelbſtändige Gewerbe⸗ 
betriebe hat und ob er demnach für einen Betrieb 
oder für mehrere Betriebe getrennt zur Gewerbe⸗ 
ſteuer heranzuziehen iſt“ (Hinweis auf das NFS- 
Urteil vom 28. September 1938 im RStBl. 1938 
S. 1117). 


Eine Ausnahme von dieſem Grund- 
188 beſteht aber zugunſten der Tätigkeit der 
otare. Sie bleibt freiberuflich, auch 
denn die ſonſtige Tätigkeit des Notars im 
(aazernen Fall als Gewerbe anzuſehen iſt 


(Hinweis auf das Rec. Urte 38 
NStBl. 1939 S 55 Urteil vom 2. November 1938, 


Auch wenn eine Tätigkeit, die, für fi in be 

0 i gkeit, die, für ſich allein be⸗ 

Sue freiberufliche Tätigkeit ſein könnte, nicht im 
Zu enge mit einer gewerblichen Tätigkeit aus⸗ 
geübt wird, kann ſie zu einer gewerblichen Tätigkeit 
werden. Das iſt insbeſondere in den Fällen anzu⸗ 
nehmen, in denen das Gew innſtreben — ſei es 
am eigenen Intereſſe, ſei es als Werbetätigkeit im 
Intereſſe eines anderen — die eigentliche und 


weſentliche Grundlage der Tätigkeit 
bildet oder aber der Zuſammenſchluß mehrerer Per⸗ 
ſonen zu gemeinſamer Ausübung des Berufs eine jo 
erhebliche wirtſchaftliche Kraft darſtellt, 
daß dahinter die perſönliche Tätigkeit des 
einzelnen Steuerpflichtigen zurücktritt. 


Beiſpiele: 


A. Ein Steuerpflichtiger übernimmt die Intereſſen⸗ 
wahrnehmung für den Rechtsſchutz in Überſee. 
Seine Tätigkeit beſteht darin, daß er, ſobald er von 
einer ausländiſchen Erbſchaft, an der deutſche Erben 
beteiligt ſind, Kenntnis erhält, an die Erben her⸗ 
antritt und ſich als Mittelsperſon zwiſchen den 
Erben und den Nachlaßverwaltern anbietet. Das 
könnte freie Berufstätigkeit ſein etwa gleich der 
Tätigkeit eines Rechtskonſulenten. Der Steuer⸗ 
pflichtige arbeitet aber mit einem weit⸗ 
verzweigten Netz von Vertrauens⸗ 
perſonen und Vertretern zwecks Er⸗ 
mittlung derartiger Erbanfälle. Sobald ein Erb⸗ 
anfall mit unbekannten Erben in irgendeinem 
Land bekannt wird, geben ſich die Vertreter gegen⸗ 
ſeitig Mitteilung, um die Erben zu ermitteln. Die 
Haupttätigkeit des Steuerpflichtigen be⸗ 
ſteht demnach in dem Aufſpüren von Erb- 
fällen. Ein ſolches Verfahren iſt aber nicht mehr 
die Ausübung eines freien Berufs, wie ſie bei 
Rechtsanwälten uſw. vorausgeſetzt wird. Sie iſt 
ein rein gewerbliches Geſchäftsge⸗ 
baren (Hinweis auf das RNFH-Urteil vom 7. De⸗ 
zember 1938, RStBl. 1939 S. 215). 


B. Ein Steuerpflichtiger vertritt mehrere pharmazeu⸗ 
tiſche Fabriken, von denen er monatliche Bezüge er⸗ 
hält. Seine Tätigkeit beſteht darin, daß er Arzte 
aufſucht, ſie mit den neuen Präparaten der Fabri⸗ 
ken bekanntmacht, Werbeſchriften an ſie verteilt, 
ihnen Ratſchläge für weitere Verſuche erteilt und 
Anregungen der Arzte über weitere Ausarbeitung 
von Heilmitteln entgegennimmt. „Als freien Be⸗ 
ruf würde man die aufklärende Tätigkeit vielleicht 
auffaſſen können, wenn ein ſolcher Induſtrie⸗ 
propagandiſt ſich nicht für die Vertretung 
der Waren einzelner Firmen beſonders bezahlen 
ließe, ſondern wenn er von ſich aus bemüht wäre, 
über die Güte einzelner Waren Nachfragenden 
Auskunft zu geben.“ (Hinweis auf das NFS- 
Urteil vom 25. Mai 1938, RStBl. 1938 S. 733). 
Wenn aber der Propagandiſt im Auftrag einzel⸗ 
ner Firmen reiſt und für dieſe eine Werbe⸗ 
tätigkeit entfaltet, kann man nicht mehr 
von einer freien Berufstätigkeit 
ſprechen. 


C. Ein Städtiſches Orcheſter iſt zur Gewerbe⸗ 
ſteuer herangezogen worden. Es machte geltend, 
daß ſeine Tätigkeit kulturfördernd ſei, und daß 
dieſe Kulturförderung durch die Heranziehung zur 
Gewerbeſteuer vereitelt werden könne, weil dadurch 
das Orcheſter die Exiſtenzmöglichkeit verlieren 
könnte. Der Reichsfinanzhof führt im Urteil vom 
4. Januar 1939 (RStBl. 1939 S. 354) aus, hier 
komme in Betracht, daß durch die Vereinigung der 
Muſiker zu einem Orcheſter unter Umſtänden eine 
„erhebliche wirtſchaftliche Kraft“ ge⸗ 
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ſchaffen werde. Es wäre nicht ohne weiteres be⸗ 
rechtigt, dieſe wirtſchaftliche Kraft, die in der Ver⸗ 
einigung der Muſiker zu einem Orcheſter liegt, 
ſteuerlich nicht zu berückſichtigen. Der Reichsfinanz⸗ 
hof hat unter dieſem Geſichtspunkt das Orcheſter 
für gewerbeſteuerpflichtig erklärt. 


Zu 2: Die zweite Gruppe der im $ 18 EStG 
aufgezählten Perſonen, die „Einnehmer einer 
ſtaatlichen Lotterie“, bezieht Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb, wenn ſie den Betrieb nach kauf- 
männiſchen Grundſätzen führen, insbeſondere 
wenn neben der ſtaatlichen Lotterie noch 
ſonſtige Lotterien geführt werden. Für die Ge⸗ 
werbeſteuer iſt das aber ohne Bedeutung, denn § 11 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Ge— 
werbeſteuergeſetzes (Zweite GewSt DO) gemäß find 
die Einkünfte aus der Lotterieeinnahme ſtets ge⸗ 
werbeſteuerfrei. 


Zu 3: Die dritte Gruppe im 8 18 EStG 
umfaßt die ſonſtige ſelbſtändige Arbeit, 
insbeſondere die Tätigkeit des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers, Vermögensverwalters, Auf- 
ſichtsratsmitglieds, Vormunds, Pfle- 
gers, Nachlaßverwalters, Konkursver— 
walter3, Hausverwalters und der Be⸗ 
rufsſportleute (Berufsboxer, Berufsrennfahrer) 
uſw. Auch dieſe Tätigkeiten müſſen in der Hauptſache 
perſönlich ausgeübt werden. Vorausſetzung iſt 
außerdem, daß die Tätigkeit nicht als Teil 
einer gewerblichen Tätigkeit anzuſehen 
iſt. Deshalb iſt die Tätigkeit des Haus verwal— 
ters, wenn ſie entweder nicht überwiegend perſönlich 
oder aber neben einem Gewerbe, z. B. von einem 
Grundſtücksmakler, ausgeübt wird, gewerbliche 
Betätigung (Hinweis auf das NFH-Urteil vom 
15. Juni 1938, RStBl. 1938 S. 842). 


Makler, insbeſondere Grundſtücksmakler, fallen 
nicht unter § 18 Abſatz 1 Ziffer 3 EStG (Hinweis 
auf die RF H⸗Urteile vom 1. Juni und 27. Juli 1938, 
RStl. 1938 S. 842 und 843). Auch Buchmacher 
ſind ſtets Gewerbetreibende (Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 22. Februar 1939, RStBl. 1939 
S. 576). 


3. Abgrenzung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
gegenüber den Einkünften aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit 

Aus einer eingereichten Zweifelsfrage entnehme 
ich, daß auch über die Abgrenzung der Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb und der Einkünfte aus nichtſelbſtändi⸗ 

ger Arbeit Zweifel beſtehen. Entſcheidend iſt 

hier für die Abgrenzung die Frage der Selb⸗ 
ſtändigkeit. Befindet ſich der Steuerpflichtige in 
einem Dienſtverhältnis, ſo iſt er Arbeit⸗ 
nehmer. Ein Dienſtverhältnis liegt vor, wenn der 

Angeſtellte (Beſchäftigte) dem Arbeitgeber ſeine 

Arbeitskraft ſchuldet. Das iſt der Fall, wenn 

die tätige Perſon in der Betätigung ihres geſchäftlichen 

Willens unter der Leitung des Arbeitgebers ſteht oder 

im geſchäftlichen Organismus des Arbeitgebers deſſen 

Weiſungen zu folgen verpflichtet iſt ($ 1 Abſatz 3 der 

Zweiten Lohnſteuer⸗Durchführungsverordnung). 


Merkmale für die Unterordnung des ge⸗ 
ſchäftlichen Willens der tätigen Perſon, des 
„Arbeitnehmers“, unter die Leitung des Arbeitgebers 
find z. B. Regelung der Geſchäftsſtunden, der 
Freizeit, des Urlaubs durch den Arbeitgeber, 
Weiſungen des Arbeitgebers, welche Tätigkeiten und 
in welcher Art die einzelnen Tätigkeiten auszu⸗ 
führen find, kurz, die geſamte Einordnung des Arbeit- 
nehmers in die geſchäftliche Organiſation, die nach dem 
Willen des Arbeitgebers geſchaffen iſt. 


Beiſp fiele; 


A. Für das Wiegeamt einer Handels- 
kammer wurden ein Wiegemeiſter, ein Aſſiſtent, 
mehrere Wäger und Hilfswäger von der Handels⸗ 
kammer öffentlich beſtellt und vereidigt. Die Auf⸗ 
ſicht über das Wiegeamt führte die Handels 
kammer, die unmittelbare Leitung hatte der 
Wiegemeiſter. Sämtlichen Angehörigen des Wiege— 
amts war es unterſagt, Geſchäfte irgend— 
welcher Art mit Getreide uſw. zu betreiben. 
Die Geſchäftsſtunden des Wiegeamts wur- 
den vom Wiegemeiſter feſtgeſetzt. Urlaub be— 
willigte die Handelskammer, Krankheit oder 
ſonſtige Behinderung der Tätigkeit hatten die An— 
gehörigen des Wiegeamts zu melden. Auf Ver⸗ 
langen hatten fie ein ärztliches Zeugnis beizubrin- 
gen. Pflichtverletzungen der Angehörigen des 
Wiegeamts konnte die Handelskammer durch 
Ordnungſtrafen ahnden. 


Auf Grund dieſer verſchiedenen Merkmale hat 
der Reichsfinanzhof im Urteil vom 6. Juli 1938 
(RStBl. 1938 S. 922) angenommen, daß die bei 
dem Wiegeamt beſchäftigten Perſonen der— 
art in den Organismus des Be— 
triebs eingegliedert ſeien, daß ihre 
ganze Tätigkeit im weſentlichen von 
der Betriebsleitung geregelt werde. 

n Daß das Wiegeamt auf gemeinſchaft— 
liche Rechnung des Wiegemeiſters, feines Affi- 
ſtenten und der Wäger — mit Ausſchluß der Hilfs- 
wäger — betrieben und daß die Ein nahmen 
nach einem beſtimmten Schlüſſel unter die 
beim Wiegeamt angeftellten Perſo⸗ 
nen verteilt wurden, kann die Entſchei⸗ 
dung nicht beeinfluſſen. 

Gewerbeſteuerpflichtig ſind danach 
nicht die Angehörigen des Wiegeamts, ſondern die 
Handelskammer, und zwar inſoweit, als ſie den 
ſtehenden Gewerbebetrieb des Wiegeamts unterhält. 


B. Kreisdesinfektoren haben ihr Amt nach 
einer vom Kreisausſchuß zu erlaſſenden Dienit- 
anweiſung zu führen und alle Anordnungen 
ihrer vorgeſetzten Behörde und auch des Kreis— 
arztes, deſſen beſonderer Aufſicht ihre amt- 
liche Führung unterſtellt iſt, zu befolgen. Sie 
werden auf treue und gewiſſenhafte Führung ihres 
Amtes durch den Landrat verpflichtet. 

Schon dieſe allgemeine Regelung hat dem 
Reichsfinanzhof genügt, um die Kreisdesinfektoren, 
ſoweit es ſich um die amtliche Desinfektion han⸗ 
delt, nicht als ſelbſtändige Gewerbetreibende, ſon⸗ 
dern als Beamte oder Angeſtellte des Kreiſes anzu⸗ 
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ſehen (Hinweis auf das NFH-Urteil vom 10. Auguſt 
1938, RStBl. 1938 S. 983). 


Mehrere Gepäckträger haben mit der Deut⸗ 
ſchen Reichsbahn einen Vertrag abgeſchloſſen, wonach 
ſie gemeinſchaftlich auf einem Bahnhof nach Maß⸗ 
gabe der Dienſtanweiſungen der Reichs⸗ 
bahn die Gepäckverſorgung, die Gepäckabfertigung 
und die Gepäckaufbewahrung übernehmen und 
beim Einladen und Ausladen der Eilgüter helfen. 
Sie erhalten teils eine feſte Vergütung, teils 
Gebühren nach beſonderem Tarif. Räume 
und Transportmittel werden ihnen unent⸗ 
geltlich zur Verfügung geſtellt, Fahrzeuge für 
Stadtbeſorgungen müſſen ſie jedoch ſelbſt beſchaf⸗ 
fen. Sie haben Dienſtkleidung zu tragen. 
Sie unterliegen der Strafgewalt der Neichs⸗ 
bahnverkehrsämter. 


Der Reichsfinanzhof hat auf Grund dieſes Tat- 
beſtands im Urteil vom 12. Oktober 1938 (RStBl. 
1939 S. 90) angenommen, daß die Gepädträ- 
ger derart in den Organismus des 
Betriebs der Reichsbahn eingeglie- 
dert jeien, daß ihre Tätigkeit im 
weſentlichen von der Reichsbahn ge— 
regelt ſei. Daß die Bezüge der Gepäckträger 
zum Teil in Gebühren beſtehen, ſchließe ein 
Arbeitsverhältnis ebenſowenig aus wie der Um⸗ 
ſtand, daß die Gepäckträger die Gebühren nicht un⸗ 
mittelbar von der Reichsbahn, ſondern von den 
Reiſenden erhalten. 


Es entſpricht der Unterordnung des geſchäftlichen 
Willens des Arbeitnehmers unter die Leitung des 
Arbeitgebers, daß der Arbeitnehmer am Ri— 
It fo des Unternehmens n icht beteiligt iſt. Zwar 
iſt es möglich, den Arbeitnehmer etwa in Form einer 
Tantieme oder einer Abſchlußgratifikation am Er- 
tolg des Unternehmens zu beteiligen. Wenn aber der 
Steuerpflichtige das Ni ſiko des geſamten 
Unternehmens trägt, insbeſondere wenn er an 
den Anlagewerten beteiligt iſt, ſo iſt er nicht 
Arbeitnehmer, ſondern ſelbſtändiger Unterneh- 
mer. In dieſem Fall iſt es auch gleichgültig, ob ſich 
der Steuerpflichtige als ſelbſtändiger Kaufmann oder 
als Geſchäftsführer, als Angeſtellter oder dergleichen 
ezeichnet. Auf die Be zeichnung kommt es ſteuer— 
lich nicht an. Maßgebend iſt allein die tatſächliche 
birtſchaftliche Stellung des Steuerpflichtigen. 


Beiſpiel: 


Die Vereine Kreditreform e. V. ſtellen zur Erfüllung 
bes Vereinszwecks (Schutz der Mitglieder vor Miß⸗ 
brauch des Kredits) „Geſchäftsführer“ an. Der 
Geſchäftsführer hat für die Einrichtung und Leitung 
des Vereinsbüros zu ſorgen. Er iſt verpflichtet, 
zallenthalben den Vorſchriften der Verbands- und 
Vereinsſatzungen nachzukommen, die ihm durch ſeine 
Stellung auferlegten Pflichten getreu zu erfüllen“ 
uſw. Der Geſchäftsführer kann gegen ſeinen Willen 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen entlaſſen 
werden, er ſelbſt hat aber das freie Recht zur Kün⸗ 
digung unter Einhaltung einer Dreimonatsfriſt. 
Inſoweit enthält die Regelung des Verhältniſſes 
zwiſchen dem Geſchäftsführer und dem Verein ge⸗ 
wiſſe Merkmale eines Dienſtvertrags. 


Pr 
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Gegen die Annahme eines Dienſtverhältniſſes 
ſprechen aber die folgende Umſtände: 

Der Geſchäftsführer erhält als Honorar die ge⸗ 
ſamten Vereinseinnahmen, welche er kraft 
eigenen Rechts als feine eigenen Forderungen ein- 
zukaſſieren hat. Er iſt verpflichtet, alle dem Verein 
erwachſenden Ausgaben zu beſtreiten, insbeſon⸗ 
dere die Beiträge zur Verbandskaſſe zu leiſten und 
die Geſchäftsſtelle zu unterhalten. Die Betätigung 
des Vereins geht alſo in vollem Umfang 
für Rechnung des Geſchäftsführers, 
und zwar mit der Folge, daß er auch einen etwaigen 
Verluſt ſelbſt zu tragen hat. Im Fall der Auf⸗ 
löſung des Vereins werden das Vereinsarchiv, die 
Büroeinrichtung uſw. im Intereſſe des Ge⸗ 
ſchäftsführers verwertet. Der Geſchäftsführer 
trägt alſo nicht nur den Gewinn und Verluſt des 
geſamten Unternehmens, ſondern ihm ſteht auch der 
Geſchäftswert (Betriebsbeſtehenswert) zu. Er 
hat ſeinen Vorgänger als Geſchäftsführer bei Über⸗ 
nahme der Geſchäftsführung abzufinden und er 
erhält bei Übertragung der Geſchäftsführerſtelle von 
ſeinem Nachfolger ebenfalls eine entſprechende Ab⸗ 
findung. Für die Höhe der Abfindung iſt 
der innere Wert des Unternehmens 
maßgebend. 

Auf Grund dieſes Tatbeſtands hat der Reichs⸗ 
finanzhof im Urteil vom 24. November 1937 
(RStBl. 1938 S. 12) angenommen, daß der Ge⸗ 
ſchäftsführer des Vereins Kreditreform nicht Ange⸗ 
ſtellter, ſondern ſelbſtändiger Gewerbe— 
treibender iſt. Nach dem Steuerrecht gelte 
grundſätzlich der als Unternehmer, auf deſſen Rech⸗ 
nung der Betrieb gehe. Hier ſei es wirtſchaftlich 
etwa ſo, als habe der Verein Kreditreform das 
Unternehmen zur eigenen Ausübung an den Be- 
ſchwerdeführer verpachtet. Daß die Preiſe 
die die Mitglieder des Vereins für die Dienſtleiſtun⸗ 
gen des Geſchäftsführers zu zahlen hätten, vom Ver⸗ 
ein bindend vorgeſchrieben ſeien, ſtehe dem nicht 
entgegen. Ahnliches finde man auch in Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften, Militärkantinen uſw. 


Ob ein Steuerpflichtiger ſelbſtändiger Unterneh⸗ 
mer oder Arbeitnehmer iſt, kann bei Perſonen, die, 
ohne ſelbſt Angeſtellte zu beſchäftigen oder über erheb— 
liche Betriebsmittel zu verfügen, für Firmen tätig ſind, 
zweifelhaft fein. In Betracht kommen bier insbeſon⸗ 
dere die Hausgewerbetreibenden und die 
Heimarbeiter. Zwar unterſcheidet das Geſetz 
über die Heimarbeit vom 23. März 1934 (RG Bl. 1 
S. 214) bei der Heimarbeit zwiſchen ſelbſtändigen 
Hausgewerbetreibenden und unſelb⸗ 
ſtändigen Heimarbeiter n. Auch enthält der 
§ 22 der Zweiten GewSt DO eine Begriffsbeſtim⸗ 
mung der Hausgewerbetreibenden. Dennoch treten bei 
der Veranlagung oft Zweifel auf, ob ein Steuerpflich⸗ 
tiger ſelbſtändiger Hausgewerbetreibender oder aber 
nichtſelbſtändiger Heimarbeiter iſt. Das beruht zum 
Teil darauf, daß in einigen geſetzlichen Vorſchriften 
beide Berufsgruppen gleich behandelt werden. So 
behandelt z. B. das Geſetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Inli 1927 / 
12. Oktober 1929 (RGBl. 1929 1 S. 162) im 8 206 a 
Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter gleichmäßig 
als Arbeitnehmer. Es fehlt alſo hier an Anhaltspunk⸗ 
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ten für die fteuerlich notwendige Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen Heimarbeitern und Hausgewerbetreibenden. 

Auch aus der Zahlung ſozialer Bei- 
träge durch den Auftraggeber kann auf die Selbſtän⸗ 
digkeit oder Unſelbſtändigkeit in dieſen Fällen nicht 
geſchloſſen werden, denn auch die Hausgewerbetreiben⸗ 
den find nach der Reichsverſicherungsordnung regel- 
mäßig verſicherungspflichtig. Unter dieſen Umſtänden 
muß die Entſcheidung für die Gewerbeſteuer nach dem 
Geſamtbild des einzelnen Falls getrof⸗ 
fen werden (Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 
14. September 1938, RStBl. 1938 S. 1141). Dabei 
werden wieder die oben bezeichneten Merkmale, ins⸗ 
beſondere die Unterordnung oder die Freiheit des ge⸗ 
ſchäftlichen Willens (Regelung der Dienſtzeit uſw.), 
die Frage, wer die Arbeitsmittel und die Arbeitsräume 
zur Verfügung ſtellt, wer das Unternehmerriſiko trägt, 
geprüft und nach dem ſich hieraus ergebenden Ge- 
ſamtbild die ſteuerlichen Folgerungen gezogen wer⸗ 
den müſſen. Es kann in dieſen Fällen auch zweckmäßig 
ſein, ſich mit den Wirtſchaftsverbänden 
(Induſtrie⸗ und Handelskammer, Handwerkskammer, 
Vertretung des Gewerbezweigs und der Deutſchen 
Arbeitsfront) ins Benehmen zu ſetzen. 

Bei natürlichen Perſonen beſteht die Möglichkeit, 
daß fie zum Teil ſelbſtändig und zum Teil un⸗ 
ſelbſtändig ſind. Das wird grundſätzlich auch 
ſteuerlich anerkannt. Der Reichsfinanzhof 
ſieht aber dann, wenn in einem wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang mit einer ſelbſtändigen Tätigkeit in 
geringem Umfang auch eine unſelbſtändige 
Tätigkeit ausgeübt wird, die geſamte Tätig⸗ 
keit als ſelbſtändig an. 

Beiſpiel: 

Die Vermittlungsagenten im Verſicherungs⸗ 
weſen ſind grundſätzlich ſelbſtändig. Ein Vermitt⸗ 
lungsagent hatte nun neben jeiner ſelbſtändigen 
Vermittlungstätigkeit auch das Inkaſſo und die 
Schadensregulierung (die unſelbſtändige Tätigkeit 
der ſogenannten „Generalagenten“) mitübernommen. 
Die Einnahmen aus der Vermittlung von Verſiche⸗ 
rungsabſchlüſſen überſtiegen bei weitem die Ein⸗ 
nahmen aus dem Inkaſſo und der Schadensregu⸗ 
lierung. Der Reichsfinanzhof vertrat die Auffaſſung, 
daß der Agent durch die Übernahme des Inkaſſos 
und der Schadensregulierung nicht unſelbſtändig 
werde. Er erklärte den Agenten mit ſeinen ge⸗ 
ſamten Einkünften für gewerbe ⸗ 
ſteuerpflichtig (Hinweis auf das RFH-Utteil 
vom 28. September 1938, RStBl. 1939 S. 88). 


Bei gemiſchter (teils ſelbſtändiger, teils nichtſelb⸗ 
ſtändiger) Tätigkeit kann die Entſcheidung, ob die ge⸗ 
ſamte Tätigkeit ſteuerlich als ſelbſtändig oder nichtſelb⸗ 
ſtändig zu behandeln iſt, nur im Einzelfall und unter 
Berückſichtigung der beſonderen Umſtände 
des Falls getroffen werden. 

Beiſpiel: 
Ein Vermittlungsagent hatte —wie im letzten Beiſpiel 
— auch das Inkaſſo übernommen. Streitig war, ob er 
mit ſeinem ganzen Gewinn als Verſicherungsagent der 
Gewerbeſteuer unterlag, oder ob die Einnahmen, die 
auf das Inkaſſo entfielen, als Einnahmen eines Ver⸗ 
waltungsagenten von der Gewerbeſteuer freizuſtellen 
waren. Der Reichsfinanzhof hat zwar im Urteil vom 


28. September 1938 (RStBl. 1939 S. 88) ausge⸗ 
ſprochen, daß die Einnahmen aus Inkaſſoproviſionen 
und Schädenregulierungen nur dann die entſprechende 
Tätigkeit des Vermittlungsagenten zur unſelbſtändigen 
Tätigkeit geſtalten, wenn die Geſamteinnahmen des 
Agenten ganz überwiegend aus Inkaſſoproviſionen uſw. 
herrühren. In einem ſpäteren Urteil hat aber der 
Reichsfinanzhof ausgeführt, daß „dieſe Abgrenzung 
zum mindeſten für die Fälle zu eng iſt, wo noch 
ſonſtige Umſtände dafür ſprechen, daß 
der Agent in ſeiner Tätigkeit für In⸗ 
kaſſo⸗ und Schädenregulierungen un⸗ 
felbftändig iſt, jo daß man nicht annehmen 
kann, daß die Inkaſſoeinnahmen nur ein Zubehör 
der Einnahmen aus der Vermittlungstätigkeit wären“. 
Als beſondere Umſtände kamen hier noch in 
Betracht, daß die Verſicherungsgeſellſchaft dem Agenten 
ein Büro und Schreibhilfe zur Verfügung 
ſtellte, die Portounkoſten trug und den Agenten 
auch ſonſt wie einen unſelbſtändigen Angeſtellten be⸗ 
handelte, ihn z. B. in ihre Penſionskaſſe auf⸗ 
nahm. Unter dieſen Umſtänden ſei „auch bei Verſiche⸗ 
rungsagenten, deren Einnahmen zum größeren 
Teil aus Inkaſſoproviſionen und Schädenregulierungen 
herrühren, dieſe Tätigkeit als unſelbſtändige 
Tätigkeit des Verwaltungsagenten aufzufaſſen“ (Hin⸗ 
weis aus das RF H⸗Urteil vom 15. Februar 1939, 
RStBl. 1939 S. 544). 


Ich will bei dieſer Gelegenheit noch auf ein Urteil 
hinweiſen, das ſich zwar nicht unmittelbar mit 
der Abgrenzung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
gegenüber den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
beſchäftigt, aber mittelbar und im Ergebnis mit der 
Abgrenzung inſofern zu tun hat, als es Einkunftsteile 
aus einem Gewerbebetrieb, die bisher den gewerblichen 
Einkünften zugerechnet wurden, den Einkünften aus 
nichtſelbſtändiger Arbeit zuweiſt. Es handelt ſich um den 
ſehr oft vorkommenden Fall der Mitarbeit der 
Kinder im Gewerbebetrieb des Vaters. 
Wenn in einem ſolchen Fall zwiſchen dem Vater und 
ſeinen Kindern ein Arbeitsverhältnis ernſthaft gewollt 
und alle Folgerungen daraus gezogen werden (tegel- 
mäßige feſte Vergütungen, Beiträge zur Sozialverſiche⸗ 
rung, Steuerkarte uſw.), ſo wurde das Arbeitsverhältnis 
auch bisher ſchon ſteuerlich anerkannt mit der Folge, daß 
die gezahlten Vergütungen Betriebsausgaben des Vaters 
und Arbeitslohn der Kinder waren. Daß ſolche Ver⸗ 
gütungen, die bei einem Handelsgewerbe an die im 
Betrieb mitarbeitenden erwachſenen Kinder ge⸗ 
währt werden, grundſätzlich keine Unterhalts ⸗ 
beiträge, ſondern entweder Arbeitslohn (ſoweit die 
Vergütungen angemeſſen find) oder — bei Annahme 
einer Perſonengeſellſchaft — Gewinnbeteiligung aus 
Mitinhaberſchaft ſind, hat der Reichsfinanzhof noch im 
Urteil vom 15. Juni 1938 (RStBl. 1938 S. 779) aus- 
geſprochen. 


Gehörten die Kinder aber zum Haushalt des Vaters, 
ſo wurde die Gewährung der freien Station 
(Wohnung und Verpflegung) nicht als Arbeitsentgelt, 
ſondern als vom Vater gewährter Unterhalt angeſehen. 
Der Wert der freien Station gehörte daher nicht zu den 
Betriebsausgaben des Vaters, aber auch nicht zum 
Arbeitslohn des Kindes. Das gilt künftig nicht 
mehr. In Abweichung von der früheren Rechtſprechung 
hat der Reichsfinanzhof im Urteil vom 21. Dezember 
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1938 (RStBl. 1939 S. 261) angenommen, daß bei 
Kindern, die im gewerblichen Betrieb des Vaters 
fremde, vollbeſchäftigte Arbeitskräfte erſetzen, auch die 
Gewährung freier Wohnung und Ver- 
pflegung bei den Kindern als Arbeits. 
lohn und beim Vater als Betriebs- 
ausgabe anzuſehen iſt, ſoweit Barlohn und Wert der 
freien Station den Rahmen einer angemeſſenen Ver⸗ 
gütung nicht überſchreiten. 

Unter angemeſſener Entlohnung iſt dabei die 
Arbeitsvergütung zu verſtehen, die bei gleicher Leiſtung 
und gleicher Beſchäftigungsart und Beſchäftigungszeit ein 
fremder Angeſtellter höchſtens bekommen würde. In 
der Regel wird die Behandlung der freien Station als 
Arbeitslohn nur in Frage kommen, wenn das Kind einen 
vollbeſchäftigten gewerblichen Gehilfen erſetzt. 

Die Folge der neuen Rechtſprechung iſt, daß der 
Wert der freien Station des mitarbeitenden Kindes 
nicht mehr zu den gewerblichen Einkunftsteilen des 
Vaters, ſondern zu den Einkünften des Kindes aus 
nichtſelbſtändiger Arbeit gehört und daher nicht mehr der 
Gewerbeſteuer, wohl aber der Lohnſteuer zu unter⸗ 
werfen iſt. 


4. Haushaltsbeſteuerung bei Ehegatten 


$ 26 EStG gemäß werden Ehegatten zu- 
ſammen veranlagt, folange beide un- 
beſchränkt ſteuerpflichtig ſind und nicht 
dauernd getrennt leben. Dieſe Vorſchrift 
ſetzt voraus, daß zwiſchen den zuſammen zu beranlagen- 
den Perſonen eine Ehe beſteht. Im Hinblick auf die 
befonderen Eherechtsverhältniſſe im 
Land Sſterreich ſind Zweifel darüber aufgetreten, 
wann Ehegatten im Sinn des § 26 EStG zuſammen 
zu veranlagen ſind. Dazu iſt das Folgende zu ſagen: 


1. Im Altreichsgebiet waren bisher die Vor⸗ 
ſchriften über die Eingehung und die Auflöſung der 
Ehe im Vierten Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(BGB) enthalten. Eine Regelung, die dieſen Vor⸗ 
ſchriften im weſentlichen entſpricht, findet ſich in dem 
öſterreichiſchen Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch 
ABGB), und zwar im 2. Hauptſtück des Erſten 
Teils. Daneben kommen noch einige andere zu dieſen 
Beſtimmungen ergangene Geſetze in Betracht. Dieſe 
Beſtimmungen find durch das Geſetz zur Ver⸗ 
einheitlichung des Rechts der Ehe— 
ſchließung und der Eheſcheidung im 
Land Sſterreich und im übrigen Reichs⸗ 
gebiet vom 6. Juli 1938 (abgekürzt Ehe⸗ 
geſetz) in vielen Beziehungen grundſätzlich 
geändert worden. Das Ehegeſetz iſt am 1. Aug uſt 
1938 in Kraft getreten. Es iſt im RGBl. I 
S. 807 veröffentlicht. 

Auf Grund der Ermächtigung im 8 131 des Ehe⸗ 
geſetzes iſt die Verordnung zur Durch- 
führung und Ergänzung des Geſetzes 
zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheſchließung und der Eheſcheidungim 
Land Oſterreich und im übrigen Reichs⸗ 
gebiet (Ehegeſetz) vom 27. l e 
(RGBl. 1 S. 923) ergangen. 

Für die Beantwortung der Frage, welche Rechts⸗ 
borſchriften in Oſterreich für das Zuſtandekommen 
einer gültigen Ehe in der Zeit vor dem Inkraft⸗ 
treten des Ehegeſetzes, alſo in der Zeit bis zum 


1. Auguſt 1938, anzuwenden waren, find § 118 
des Ehegeſetzes gemäß die bisherigen Vorſchriften, das 
ſind alſo die Vorſchriften des Allgemeinen Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs und die ſonſtigen, das Eherecht 
betreffenden Geſetze, maßgebend. Nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen konnte im Land Oſterreich eine Ehe ſo⸗ 
wohl durch Eheſchließung vor dem katholiſchen oder 
evangeliſchen Seelſorger als auch ohne kirchliche 
Trauung vor der ſtaatlichen Behörde vorgenommen 
werden. 

Die nach dieſen Beſtimmungen geſchloſſene gültige 
Ehe konnte 88 93 und folgende ABGB gemäß von den 
Ehegatten nicht eigenmächtig aufgehoben werden. Eine 
„wirkliche Aufhebung“ der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft war nur in der Weiſe möglich, daß die Ehe⸗ 
gatten eine Scheidung der Ehe von Tiſch 
und Bett oder eine gänzliche Trennung 
der Ehe im gerichtlichen Verfahren herbeizuführen 
verſuchten. Zwiſchen der Scheidung der Ehe von 
Tiſch und Bett und der gänzlichen Trennung der Ehe 
beſtand ein grund ſätzlicher Unterſchie d. Bei 
einer Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett gemäß 
den Vorſchriften in den 88 103 und folgenden ABGB 
wurde die Ehe nicht dem Band nach gelöſt. Die 
Ehegatten blieben alſo trotz der ſogenannten 
Scheidung der Ehe nach wie vor verheiratet. 
Dieſe Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett nach 
öſterreichiſchem Recht entſprach der Auf hebung 
der ehelichen Gemeinſchaft gemäß § 157 
BGB im Altreichsgebiet. 

Bei der ſogenannten gänzlichen Tren- 
nung der Ehe, das heißt einer Trennung der 
Ehe dem Band nach, wurde die Ehe mit der Rechts⸗ 
kraft der gerichtlichen Entſcheidung aufgelöſt. Eine 
derartige Trennung der Ehe dem Band nach war 
$ 111 ABGB gemäß bei Katholiken nur durch den 
Tod des einen Ehegatten möglich. Bei anderen 
chriſtlichen Religionsverwandten geſtattete das Geſetz 
eine Auflöſung der Ehe aus beſtimmten, im § 115 
ABGB bezeichneten Gründen. Für Juden galten 
beſondere Beſtimmungen (Hinweis auf die 88 123 und 
folgende ABGB). 

Die Wirkung der Scheidung einer 
Ehe von Tiſch und Bett wird durch das 
Inkrafttreten des Ehegeſetzes nicht berührt. 
Jeder Ehegatte einer von Tiſch und Bett geſchiedenen 
Ehe kann aber den Antrag ſtellen, daß die Ehe im 
Sinn des Ehegeſetzes geſchieden wird (Hinweis auf 
§ 115 Abſatz 1 des Ehegeſetzes). 

Die Trennung der Ehe dem Band 
nach gemäß den bis zum Inkrafttreten des Geſetzes 
geltenden Vorſchriften gilt als eine Scheidung 
der Ehe nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes. 

Nach alledem ergibt ſich für die Anwendung des 
§ 26 EStG, daß Ehegatten, deren Ehe nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften nur von Tiſch und Bett 
geſchieden war, zuſammen zur Einkommenſteuer 
zu veranlagen ſind, wenn die Vorausſetzungen des 
8 26 Abſatz 1 EStc᷑ im Kalenderjahr 1938 minde⸗ 
ſtens vier Monate beſtanden haben. Ehegatten, 
deren Ehe im Kalenderjahr 1938 nach den Vorſchriften 
der §8 111 und folgende ABGB dem Band 
nach getrennt worden iſt, werden, wenn die 
Vorausſetzungen des § 26 Abſatz 1 EStG im Kalender⸗ 
jahr 1938 noch mindeſtens vier Monate 
beſtanden haben, zuſammen veranlagt. 
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Haben die Vorausſetzungen nicht mindeſtens 
vier Monate beſtanden, ſo ſind die Ehegatten ge⸗ 
trennt zur Einkommenſteuer heranzuziehen, gleich⸗ 
gültig, ob es ſich um eine Scheidung der Ehe von 
Tiſch und Bett oder um eine gänzliche Trennung der 
Ehe gehandelt hat. 


2. Wie nach dem Recht des Altreichgebiets, ſo bildet auch 
§ 62 ABGB gemäß die Tatſache der Verheiratung 
ein Ehehindernis. Wer ſchon verehelicht war und ſich 
wieder verehelichen will, „muß die erfolgte Trennung, 
das heißt die gänzliche Auflöſung des Ehebandes, 
rechtmäßig beweiſen“. § 83 ABGB gemäß kann um 
Nachſicht von Ehehinderniſſen bei der Landesſtelle 
angeſucht werden. Landesſtelle iſt in dieſem 
Sinn der Landeshauptmann, in Wien der Bürger⸗ 
meiſter. Die Landesſtellen haben ſich hinſichtlich der 
Nachſichtgewährung verſchieden verhalten, wenn eine 
gänzliche Trennung der Ehe, d. h. eine Trennung der 
Ehe dem Band nach, nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften nicht möglich war oder die Ehegatten ein 
gerichtliches Verfahren zur Trennung der Ehe nicht 
betreiben wollten. Einige Landeshauptleute haben 
insbeſondere in den Fällen, in denen nach dem Geſetz 
eine Trennung der Ehe dem Band nach nicht möglich 
war, Befreiung von dem Ehehindernis des 
beſtehenden Ehebandes erteilt. In ſolchen Fällen 
ſpricht man von mit Nachſicht vom Ehe⸗ 
hindernis des Ehebandes geſchloſſe⸗ 
nen Ehen (Dispensehen). Der frühere Ehe⸗ 
gatte hat in vielen Fällen vor dem ordentlichen Gericht 
die Ungültigkeit der zweiten Ehe geltend gemacht. 
Die Gerichte haben in dieſen Fällen zum Teil die 
zweite Ehe für gültig, in den letzten Jahren vor 
der Wiedervereinigung Sſterreichs mit dem Deutſchen 
Reich im Sinn eines Gutachtens des Oberſten Gerichts⸗ 
hofs aber für ungültig erklärt. 


Das Ehegeſetz erklärt im § 121 eine mit Nachſicht 
vom Ehehindernis des Ehebandes geſchloſſene und 
nicht bereits rechtskräftig für ungültig erklärte Ehs 
als eine von Anfang an gültige Ehe, es 
ſei denn, daß auf Grund eines vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1939 geſtellten Antrags gerichtlich 
feſtgeſtellt werde, daß die Ehegatten am 1. April 
1938 nicht mehr als Ehegatten mit- 
einander gelebt haben. Iſt ein Ehegatte vor 
dem 1. April 1938 geſtorben, ſo tritt an die Stelle 
dieſes Tags der Todestag des Ehegatten. § 58 der 
Durchführungsverordnung zum Ehegeſetz beſtimmt, 
daß eine Ehe, die nach dem 1. April 1938 geſchloſſen 
worden iſt, als eine von Anfang an gültige 
Ehe anzufehen iſt, wenn vom Ehehindernis des Ehe⸗ 
bandes Nachſicht gewährt wurde. Die Regelung im 
$ 121 des Ehegeſetzes kann ſich alſo nur auf ſolche 
mit Nachſicht vom Ehehindernis des Ehebandes ge⸗ 
ſchloſſene Ehen beziehen, die vor dem 1. April 1938 
zuſtande gekommen find. 

Iſt bei einer Ehe, die vor dem 1. April 1938 
geſchloſſen worden iſt, rechtzeitig ein Antrag bei dem 
ordentlichen Gericht geſtellt worden, ſo iſt die Ehe für 
nichtig zu erklären. Wenn bis zum 1. Januar 1939 
ein Antrag nicht geſtellt oder ein rechtzeitig geſtellter 
Antrag rechtskräftig abgewieſen worden 
iſt, gilt die frühere Ehe, von deren Band Nach⸗ 
ſicht erteilt wurde, mit der Eingehung der 
ſpäteren Ehe als im Sinn des Ehegeſetzes ge⸗ 


ſchieden (Hinweis auf § 122 Abſatz 1 des Ehe⸗ 
geſetzes). 

Danach ergibt ſich für die Anwendung des 
$ 26 EStG bei Dispensehen, daß die 
Ehegatten einer Dispensehe als Ehe⸗ 
gatten im Sinn des EStG anzuſehen 
find. Wird die Ehe gemäß der Vorſchrift im § 121 
des Ehegeſetzes für nichtig erklärt, ſo iſt eine Zu⸗ 
ſammenveranlagung nach § 26 EStG nicht möglich. 
Ob in dieſem Fall eine Zuſammenveranlagung der 
Ehegatten der früheren Ehe durchzuführen iſt, 
richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften. In den 
meiſten Fällen wird eine Zuſammenveranlagung nicht 
möglich ſein, weil die Ehegatten dauernd getrennt 
gelebt haben. 

3. Bei der Haushaltsbeſteuerung im Sinn des & 157 des 
Perſonalſteuergeſetzes wurde nach Artikel 4 der Durch⸗ 
führungsverordnung vom 7. Auguſt 1925 (BGBl. 
Nr. 311) der Ehegattin eine ſonſtige, in dauernder 
Haushaltungsgemeinſchaft mit dem Steuerpflichtigen 
ſtehende „ſtändige Lebensgefährtin“ gleich- 
geachtet. Nach § 26 EStch iſt eine Zuſammen⸗ 
veranlagung des Steuerpflichtigen 
mit ſeiner ſtändigen Lebensgefährtin 
nicht möglich, weil es inſoweit an einer förm⸗ 
lichen Eheſchließung dieſer beiden Steuerpflichtigen 
fehlt. Wenn die förmliche Eheſchließung im Lauf des 
Kalenderjahrs 1938 in die Wege geleitet und erfolgt 
iſt, ſo kommt eine Zuſammenveranlagung nur dann 
in Betracht, wenn die Ehe ſpäteſtens am 
31. Auguſt 1938 geſchloſſen worden iſt. Iſt die 
Eheſchließung in einem ſpäteren Zeitpunkt oder 
im Kalenderjahr 1938 nicht mehr erfolgt, fo iſt fiir 
eine Zuſammenveranlagung nach 8 26 
EStG fein Raum. 


5. Gewährung von Kinderermäßigungen 


§ 32 Ziffer 2 EStG 1938 gemäß ſteht 
dem Steuerpflichtigen Kinderermäßi— 
gung für diejenigen Kinder zu, die 
während ſeiner Steuerpflicht minde- 
ſtens vier Monate im Kalenderjahr 
minderjährig geweſen ſind und wäh— 
rend dieſer Zeit zu ſeinem Haushalt 
gehört haben. Als Kinder im Sinn dieſer 
Vorſchrift gelten neben den Abkömmlingen auch Stief- 
kinder, Adoptivkinder und Pflegekinder und deren 
Abkömmlinge. 

Abkömmlinge ſind die Kinder im eigentlichen 
Sinn, außerdem Enkel, Urenkel uſw. 8 1705 BG 
gemäß hat das uneheliche Kind nur im Verhältnis 
zu der Mutter und zu den Verwandten der Mutter die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. Nach dem 
bürgerlichen Recht des Altreichs iſt alſo das un⸗ 
eheliche Kind mit ſeinem Vater nicht verwandt. Das 
galt bisher auch für das Steuerrecht. Durch § 2 des 
Geſetzes zur Anderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 
17. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 283) iſt aber § 10 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes dahin geändert worden, daß zu 
den Angehörigen im Sinn der Steuergeſetze Verwandte 
in gerader Linie und Verwandte zweiten und dritten 
Grades in der Seitenlinie jetzt auch dann gehören, 
wenn die Verwandtſchaft auf einer un⸗ 
ehelichen Geburt beruht. 

In Öfterreich weicht das ABGB von der Vor- 
ſchrift im 8 1705 BGB ab. Nach öſterreichiſchem bürger- 
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lichen Recht ift das uneheliche Kind auch mit 
ſeinem Vater verwandt. Daraus folgt, daß 
dem Vater des unehelichen Kindes nach den allgemeinen 
Vorſchriften des $ 32 EStG Kinderermäßigung zuſteht, 
wenn das Kind zu ſeinem Haushalt gehört. Befindet 
ſich das Kind im Haushalt der Mutter, ſo ſteht dieſer 
Kinderermäßigung zu. 

Es iſt folgende Frage geſtellt worden: „Hat die 
Gemeindebehörde, wenn die Mutter der unehelichen 
Kinder in einem Dienſtverhältnis ſteht und mit dem 
Vater der unehelichen Kinder zuſammenlebt, auf der 
Steuerkarte den Hinzurechnungsvermerk nach § 14 Ab⸗ 
ſatz 2 der Zweiten Lohnſteuerdurchführungsverordnung 
aufzunehmen?“ Die Frage iſt zu verneinen. Der 
Hinzurechnungsvermerk kommt nur für eine in einem 
Dienſtverhältnis ſtehende Ehefrau in Betracht, die 
nicht dauernd von ihrem Ehemann getrennt lebt. Kinder⸗ 
ermäßigung ſteht in dieſem Fall nur dem Vater 
der unehelichen Kinder, nicht auch der Mutter zit. 

Adoptivkinder ſind Kinder, die durch einen 
gerichtlich beſtätigten Vertrag von einem anderen an 
Kindes Statt angenommen worden ſind (Hinweis aufdie 
S$ 1741 bis 1772 BGB). Im Land Sſterreich werden 
die an Kindes Statt angenommenen Kinder als Wahl— 
kinder bezeichnet. Die annehmende Perſon heißt 
Wahlvater oder Wahlmutter. Die näheren 
Beſtimmungen über das Verhältnis zwiſchen dem 
Wahlvater (Wahlmutter) und dem Wahlkind ſind in den 
§§ 179 bis 185 ABGB enthalten. 

Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob für 
Ziehkinder § 32 EStG gemäß Kinderermäßigung 
gewährt werden kann. Dazu iſt das Folgende zu ſagen: 

Nach öſterreichiſchem bürgerlichen Recht ſind unter 
Ziehkindern ſowohl Pflegekinder als auch Koſt⸗ 
kinder zu verſtehen. 

1. Für die Frage, ob ein Pflegekindſchafts— 
verhältnis im Sinn des Einkommenſteuerrechts 
anzunehmen iſt, kommt im Altreichsgebiet die 
auf anderer Grundlage und für andere Zwecke gegebene 
Begriffsbeſtimmung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes nicht 
in Betracht. Sie bietet für das Einkommenſteuerrecht 
keine brauchbare Abgrenzung. Das gleiche gilt für die 
Vorſchrift im & 186 des ABER, ſoweit es ſich um die 
Beurteilung des Pflegekindſchaftsverhältniſſes im Land 
Oſterreich handelt. § 186 ABGB beſtimmt, daß 
die Rechte und Verbindlichkeiten der Wahleltern und 
Wahlkinder ſich auf Kinder, die nur in Pflege genommen 
werden, nicht anwenden laſſen. Eine Begriffs- 
be ſt immun g der Pflegeeltern und Pflegekinder 
ſindet fich auch in dieſem Geſetz nicht. 

„ Wie zu den Beſtimmungen des 8 52 Abſatz 2 und 
5 174 Ziffer 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, To iſt auch zum 
Einkommenſteuerrecht mangels einer allgemeinen reichs⸗ 
geſetzlichen Umgrenzung der Begriffe Pflegeeltern und 
Pflegekinder von der allgemeinen Lebensauffaſſung 
n Es iſt zu berückſichtigen, daß in den von 
ie Geſetz betonten Richtungen die Pflegekinder den 

kömmlingen des Steuerpflichtigen gleichgeſtellt find. 


Er Pflegekindſchaftsverhältnis kann 
al ſo nur dann angenommen werden, 
wenn die 


Stellung des Pflegekinds 
555 des natürlichen oder ehelichen Kin⸗ 
. it c eheicneten Punkten 
ılei rt (Hinweis auf das NFH-Urteil im 
RStBl. 1931 S. 275). Ein Pflegekindſchaftsverhältnis 
liegt alſo nur vor, wenn ein Kind tatſächlich mit 


. — z|YY nn 


Willen und Wiſſen ſeiner leiblichen 
Eltern aus deren Obhut und Fürſorge 
ausgeſchieden und gerade ſo, wie wenn es ein 
leibliches Kind des Pflegevaters wäre, in deſſen 
Fürſorge und Haushalt übergetreten iſt, 
ſo daß zwar nicht rechtlich, aber doch tatſäch⸗ 
lich dem Pflegevater die Sorge für die Perſon des 
Pflegekinds im eigenen Haushalt zuſteht. Es muß ſich 
um ein familienartiges, auf die Dauer 
berechnetes und auf ſittlicher Grund- 
lage beruhendes Band handeln. Ein förm⸗ 
licher Vertrag über die Pflegekindſchaft wird 
geſetzlich nicht gefordert. Eine gemeinſchaftliche 
Haushaltsführung zwiſchen Pflegevater und Pflegekind 
iſt nach der Volksanſchauung nur dann anzunehmen, 
wenn das Kind bei dem Pflegevater ſeine Heimat, ſein 
„Zuhauſe“ hat. Der bevölkerungspolitiſchen Bedeutung 
des Kindſchaftsverhältniſſes entſpricht es, daß die Kinder⸗ 
ermäßigung demjenigen zukommt, zu deſſen Haushalt 
die Kinder tatſächlich gehören, mit dem ſie eine häusliche 
Lebensgemeinſchaft führen. Wo eine ſolche Lebens⸗ 
gemeinſchaft fehlt, erkennt das Geſetz trotz wirtſchaftlicher 
Fürſorge für die Geldbedürfniſſe des Kindes durch 
Unterhaltsleiſtung und trotz perſönlicher Zuneigung 
einen Grund für eine Kinderermäßigung nicht an (Hin⸗ 
weis auf das RFH-Urteil im RStBl. 1937 S. 868). 

Das Pflegekindſchaftsverhältnis iſt nicht gedacht 
als ein Verhältnis, das rechtlich in gleicher Weiſe für 
die Dauer feſtgelegt iſt, wie etwa das Ver⸗ 
hältnis eines ehelichen Kindes. Es kommt bei einem 
Pflegekindſchaftsverhältnis im weſentlichen auf die Ab⸗ 
ſicht und den Zweck an, ob die Pflegeeltern das Kind in 
der Abſicht aufnehmen, für das Kind wie für ein ehe⸗ 
liches Kind zu ſorgen, wenn auch rechtlich eine Bindung 
nicht vorliegt. Von einem Pflegekindſchaftsverhältnis 
kann deshalb dann nicht mehr geſprochen werden, wenn 
es nicht für unbeſtimmte längere Zeit gedacht iſt, ſondern 
von vornherein nur eine Zwiſchenunterbringung beab⸗ 
ſichtigt iſt. Es ſteht aber der Annahme eines Pflege- 
kindſchaftsverhältniſſes nicht entgegen, wenn ſich die 
Pflegeeltern — ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend — 
vorbehalten, das Verhältnis aufzulöfen, wenn be⸗ 
ſtimmte Ereigniſſe eintreten (Hinweis auf 
das NFH-Urteil im RStBl. 1936 S. 695). 

In der Regel wird ſich das Pflegekind im Haus- 
halt des Pflegevaters befinden. Wenn ſich das 
Kind außerhalb des Haushalts des Pflegevaters aufhält, 
ſteht dieſer Umftand der Annahme eines auch ſteuerlich 
beachtlichen Kindſchaftsverhältniſſes dann nicht entgegen, 
wenn dieſer Aufenthalt aus beſonderen Grün⸗ 
den, z. B. wegen Mangels einer geeigneten Schule am 
Ort des Haushalts, vorübergehend eine räumliche 
Trennung zwiſchen dem Haushalt des Pflegevaters und 
dem Aufenthalt des Kindes notwendig macht, das Kind 
aber trotzdem im Haushalt des Pflegevaters ſeine Heimat 
behält, insbeſondere etwa in den Ferien regelmäßig 
dorthin zurückkehrt und auch ſonſt perſönlich von dem 
Steuerpflichtigen allein betreut wird, ſoweit dies die 
räumliche Trennung zuläßt oder erfordert (Sinweis auf 
die NFH-Urteile im RStBl. 1936 S. 602 und 1937 
S. 868). e 

Die wenn auch nicht ausdrücklich ausgeſprochene 
Vorausſetzung für die Gewährung von Kinderermäßi⸗ 
gungen iſt, was der Regel des Lebens entſpricht, die, 
daß der Vater das Kind aus ſeinen Mitteln 
unterhält. Für die Annahme eines Pflegekindſchafts⸗ 
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verhältniſſes im Sinn des § 32 Ziffer 2 EStG muß 
deshalb verlangt werden, daß grundſätzlich der 
Pflegevater die volle Verantwortung 
auch für den Unterhalt des aufgenom- 
menen Kindes übernommen hat und 
trägt. Jedoch hindert es, wenn dieſe Vorausſetzung 
erfüllt iſt, die Annahme eines Pflegekindſchaftsverhält⸗ 
niſſes nicht, wenn zu dem Unterhalt, den grundſätzlich der 
Pflegevater trägt, von dritter Seite Beiträge 
geleiſtet werden. Wird aber der volle Unterhalt von 
dritter Seite aus beſtritten, dann wird ſchon nach 
der Lebensauffaſſung meiſt ein Pflegekindſchaftsverhält⸗ 
nis zu verneinen ſein. Das gilt vor allem dann, wenn 
fi) ergibt, daß das Kind mehr oder weniger aus⸗ 
geſprochen nur in Penſion genommen iſt (Hinweis 
auf das NZH-Urteil im RStBl. 1931 S. 275 und die 
Ausführungen weiter unten unter Ziffer 2). 

Ich weiſe noch beſonders darauf hin, daß insbeſon⸗ 
dere bei ledigen Steuerpflichtigen mit beſonderer Sorg⸗ 
falt geprüft werden muß, ob tatſächlich ein Pflegekind⸗ 
ſchaftsverhältnis vorliegt, weil nach § 32 Ziffer 2 letzter 
Satz EStG bei ledigen Steuerpflichtigen ſich das Vor⸗ 
handenſein eines Pflegekindes ſteuerli ch bis zum 
Höchſtbetrag von 720 RM für jedes Kind 
auswirken kann. 

Sind die Vorausſetzungen für die Anerkennung eines 
Pflegekindſchaftsverhältniſſes gegeben, fo ſteht Kinder⸗ 
ermäßigung nur dem Pflegevater zu. 
Den leiblichen Eltern kann Kinderermäßigung 
nicht gewährt werden. 

2. Anders als die Pflegekinder ſind die Koſt⸗ 
kinder ſteuerlich zu behandeln. Darauf muß um 
deswillen beſonders hingewieſen werden, weil nach dem 
landläufigen Sprachgebrauch Koſtkinder vielfach auch als 
Pflegekinder bezeichnet werden. Auf die Bezeichnung 
kommt es aber nicht an. Entſcheidend iſt die Geſtaltung 
der tatſächlichen Verhältniſſe. 

Bei dem Koſtkindſchaftsverhältnis wird die Ver⸗ 
pflegung und Erziehung eines Kindes auf Grund eines 
Vertrags (Koſtkindervertrags) gegen Leiſtung 
eines angemeſſenen Entgelts übernommen. In der Regel 
gehört das Koſtkind nicht zum Haushalt der Koſteltern, 
ſondern zum Haushalt der leiblichen Eltern. Kinder- 
ermäßigung ſteht danach nur den leiblichen 
Eltern, nicht auch den Koſteltern zu. 

Soweit ausnahmsweiſe eine Haushaltszugehörigkeit 
des Koſtkindes im Verhältnis zu den leiblichen Eltern 
nicht anzunehmen iſt, kann den Koſteltern auch 
in dieſem Fall Kinderermäßigung nicht 
zugeſtanden werden, weil die Vorausſetzungen für 
die Annahme eines Pflegekindſchaftsverhältniſſes nicht 
vorliegen. Ob und inwieweit den leiblichen Eltern, die 
in dieſem Fall gleichfalls einen Anſpruch auf Kinder⸗ 
ermäßigung nicht haben, eine Steuerermäßi⸗ 
gung auf Grund des 833 EStG 6 25 
der Zweiten Lohnſteuer⸗Durchführungsverordnung) zu 
gewähren iſt, richtet ſich nach Lage des einzelnen Falls. 
Insbeſondere iſt zu beachten, ob die Sonder- 
belaſtungsmindeſtgrenze erreicht iſt. — 

Kinderermäßigung ſteht dem Steuerpflichtigen § 32 
Ziffer 2 ESS gemäß auch dann zu, wenn er dem Haus⸗ 
halt eines anderen Steuerpflichtigen angehört. Dem 
anderen Steuerpflichtigen ſteht Kinderermäßigung inſo⸗ 
weit nicht zu. Die Kinder werden nur mit ihren Eltern 
zuſammen zur Einkommenſteuer veranlagt (Hinweis auf 
§ 32 der Zweiten ESt DO). 


Beiſpiel: 

A iſt verheiratet und hat ein minderjähriges Kind. 
Er lebt mit ſeiner Familie im Haushalt des Schwieger⸗ 
vaters B. Kinderermäßigung für das minderjährige 
Kind ſteht dem leiblichen Vater A, nicht dem Groß⸗ 
vater B zu. Deshalb wird auch das Kind nach den 
Vorſchriften über die Haushaltsbeſteuerung (Hinweis 
auf § 27 EStG) mit feinem Vater A zuſammen 
veranlagt. 

Ein verheiratetes minderjähriges Kind, für 
das nach den Vorſchriften des § 32 Ziffer 2 EStG 
Kinderermäßigung zu gewähren ſein würde, wird mit 
ſeinem Ehegatten zuſammen veranlagt, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Zuſammenveranlagung der Ehegatten 
erfüllt find (Hinweis auf § 26 EStE). Kinder⸗ 
ermäßigung kann dabei dem Vater des minderjährigen 
Kindes nicht gewährt werden. Damit entfällt auch inſo⸗ 
weit eine Haushaltsbeſteuerung (Hinweis auf $ 24 der 
Zweiten ESt DO). 

Beiſpiel: 
Im Haushalt ihres Vaters lebt eine verheiratete 
minderjährige Tochter, die nicht dauernd von ihrem 
Ehemann getrennt iſt. Dem Vater ſteht Kinder⸗ 
ermäßigung für ſeine Tochter nicht zu. Die Tochter 
iſt mit ihrem Ehemann zuſammen zu veranlagen. 


Die Vorſchrift im § 24 der Zweiten ESt DO will 
aber, darauf weiſe ich zum Schluß meiner Ausführungen 
noch beſonders hin, nur die Fälle treffen, in denen zur 
gleichen Zeit ſowohl die Vorausſetzungen für eine 
Zuſammenveranlagung der Ehegatten nach 8 26 ESt& 
als auch die Vorausſetzungen für eine Zuſammen⸗ 
beranlagung nach § 27 EStG gegeben find. Folgen aber 
die Tatbeſtände zeitlich nacheinander, ſo ſteht 
§ 24 der Zweiten ESt DO der Gewährung von Kinder⸗ 
ermäßigung für den Vater nicht im Weg. 
Beiſpiel: 

Eine minderjährige Tochter lebt während des ganzen 
Kalenderjahres im Haushalt ihres Vaters. Sie 
heiratet am 1. Juni. Nach ihrer Verheiratung lebt ſie 
nicht dauernd von ihrem Ehemann getrennt. 

In dieſem Fall ſteht dem Vater für ſeine Tochter 
Kinderermäßigung zu, weil die Vorausſetzungen im 
832 Ziffer 2 EStG erfüllt find. § 27 EStG gemäß 
wird deshalb der Vater mit ſeiner Tochter zuſammen 
veranlagt. 

Es ſind aber auch die Vorausſetzungen für die 
Zuſammenveranlagung der Ehegatten erfüllt. Die 
minderjährige Tochter wird deshalb 826 ESt; 
gemäß mit ihrem Ehemann zuſammen veranlagt. 


8 24 der Zweiten ESt DO ſteht alſo nicht in jedem 
Fall der Gewährung von Kinderermäßigung im Weg. 
Wird ein Kind für denſelben Veranlagungs⸗ 
zeitraum mit mehreren Perſonen zuſammen zur 
Einkommenſteuer veranlagt, ſo ſind die Einkünfte 
aufzuteilen. 

Beiſpiel: 

In dem vorſtehenden Beiſpiel ſind die eigenen Ein⸗ 
künfte der minderjährigen Tochter, die ſie bis zu ihrer 
Verheiratung bezogen hat, den Einkünften ihres Vaters 
und die Einkünfte, die ſie in der Zeit vom 1. Juni bis 
31. Dezember bezogen hat, den Einkünften ihres Ehe⸗ 
manns zuzurechnen. Auf dieſe Weiſe entfällt eine 
doppelte Verſteuerung der Einkünfte. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


des Rechtsmittelverzichts 

Auf Grund einer erfolgten Betriebsprüfung 
waren für mehrere Jahre Umſätze und Gewinne feſt⸗ 
geſtellt worden, die von den Angaben in den Steuer⸗ 
erklärungen erheblich abwichen. Umſätze und Gewinne 
wurden ausführlich beſprochen. Die ermittelten Zah⸗ 
len wurden auch ſchriftlich feſtgelegt, und ſchließlich 
wurde auch die ungefähre Höhe des für die betreffen⸗ 
den Jahre feſtgeſtellten Mehreinkommens ſowie die 
ungefähre Höhe der nachgeforderten Einkommenſteuer 
bei der die Prüfung abſchließenden Schlußbeſprechung, 
die unter Hinzuziehung des Buchhalters des Steuer⸗ 
pflichtigen ſtattfand, durchgeſprochen. Der Steuer⸗ 
pflichtige erkannte die getroffenen Feſtſtellungen als 
richtig an und verzichtete auf jede Einlegung von 
Rechtsmitteln, obwohl über die Bedeutung des Ver⸗ 
zichts — unbeſtritten — nicht beſonders geſprochen 
worden iſt. Die Niederſchrift mit dem Rechtsmittel⸗ 
verzicht wurde dem Steuerpflichtigen mit dem Hinzu⸗ 
fügen überreicht, er ſolle ſich das Schriftſtück durch⸗ 
leſen und dann unterzeichnen, was der Steuerpflichtige 
auch unbedenklich tat. Später erklärte der Steuer⸗ 
pflichtige, daß er ſeine Unterſchrift unter der Gewinn⸗ 
ſchätzung zurückziehe, und machte geltend, daß er die 
Niederſchrift infolge großer Erregung nicht richtig 
durchgeleſen und verſtanden habe. Auch ſei über den 
Rechtsmittelverzicht nicht verhandelt und ſeine Aus⸗ 
wirkung nicht mitgeteilt worden. Einſpruch und Be⸗ 
rufung blieben erfolglos. Die eingelegte Rechts ⸗ 
beſchwerde erkannte der Reichsfinanzhof jedoch 
als begründet an (R§c vom 5. 4. 1939 VI 157/39, 
RStBl. S. 651). Nach feinen Ausführungen hatte der 
geſchäftsgewandte Steuerpflichtige bei der ihm zuteil 
gewordenen Auskunft über die Höhe der Steuernach⸗ 
forderung einen ungefähren Überblick, womit er ſich in 
der Prüfungsverhandlung auch zufrieden gab, ſo daß 
das Finanzgericht bei dieſer Sachlage zu dem Ergebnis 
gelangen konnte, daß die eingehenden Verhandlungen 
den Steuerpflichtige nicht im unklaren über den 
Inhalt und das Ergebnis der Betriebsprüfung und 
die überſchlägliche Höhe der Steuernachforderung ge⸗ 
laſſen haben. Das Finanzgericht hat ferner im Rahmen 
der ihm zuſtehenden freien Beweiswürdigung und da⸗ 
mit bindend für den Reichsfinanzhof feſtgeſtellt, daß 
der Steuerpflichtige trotz ſeines Erregungszuſtandes 
die Zahlen der ihm vorgelegten Niederſchrift auf 
Grund der vorangegangenen Verhandlungen erfaſſen 
konnte. Nach den weiteren Ausführungen des RF 
beſtehen Bedenken nur hinſichtlich der 
Unterzeichnung des Rechtsmittelver⸗ 
55 17 zumal trotz des Vermerks am Schluß der 
f 1 0 „borgelefen, genehmigt, unterſchrieben“ 
en en keine Verleſung ſtattfand. 
Nachdem mit dem Steuerpflichtigen über Umſatz und 
Einkommen eingehend verhandelt worden ſei, hätte es, 
wie der RH ausführt, nahegelegen, ihn auf die Be⸗ 
deutung des Rechtsmittelverzichts be ſonders hin- 
zuweiſen und darauf aufmerkſam zu machen, welche 
Wirkung der Verzicht auslöſe, und daß eine ſolche Er⸗ 


klärung grundſätzlich nicht wieder rückgängig gemacht 
werden könne. Da die Möglichkeit beſteht, daß dem 
Steuerpflichtigen infolge der bei der Unterſchrifts⸗ 
leiſtung unterlaſſenen Belehrung der Inhalt und die 
Tragweite des Verzichts nicht zum Bewußtſein ge⸗ 
kommen ſeien, zumal auch in den vorangegangenen 
Verhandlungen über den in Ausſicht genommenen 
Rechtsmittelverzicht kein Wort geſagt wurde, hat der 
Ric unter Aufhebung der Vorentſcheidung die Sache 
an das Finanzamt zurückverwieſen. Dieſes wird zu 
prüfen haben, ob ein gültiger Rechtsmittelverzicht vor⸗ 
liegt. Iſt dies nicht der Fall, dann haben auch die 
Rechtsmittelfriſten gegen dieſen noch nicht zu laufen 
begonnen, da dem Steuerpflichtigen bisher Steuer⸗ 
beſcheide mit Rechtsmittelbelehrung noch nicht zu⸗ 
gegangen ſind. Bey. 


Lalinsteuer 
für eine Lebenseisikoueesicherung 


Eine beſondere Art der Zukunftsſicherung ſtellt 
die ſogenannte Lebens riſiko verſicherung dar. Im 
Fall des zur Veröffentlichung beſtimmten Urteils des 
Reichsfinanzhofs vom 9. Februar 1939 IV 64/37 8 
hatte der Arbeitgeber eine ſolche Lebensriſikoverſiche⸗ 
rung auf das Leben der Arbeitnehmer in der Weiſe 
abgeſchloſſen, daß die Verſicherung nur bei Todesfall 
innerhalb einer beſtimmten Friſt (fünf Jahre) fällig 
wird, während ſonſt die Verſicherungsbeiträge end⸗ 
gültig zugunſten der Verſicherungsgeſellſchaft verfallen 
find. Dabei war noch die Beſonderheit gegeben, daß 
der Arbeitgeber die Verſicherungen für die erſten fünf 
Jahre aus Anlaß des 25jährigen Betriebsjubiläums 
als Jubiläumsgabe gewährt hat. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat die Lohnſteuerpflicht der Beiträge der 
Arbeitgeberin zu der Lebensriſikoverſicherung mit fol⸗ 
gender Begründung bejaht: An ſich handelt es ſich, wie 
ſtändig entſchieden, bei einer Lebensverſicherung um 
eine Angelegenheit deſſen, der verſichert wird. Wird 
dem, der verſichert wird, die Prämienzahlung von 
einem Arbeitgeber abgenommen, ſo liegt das ebenſo, 
als wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Mittel 
zu dieſer Prämienzahlung zur Verfügung geſtellt 
hätte. Das kann grundſätzlich auch nicht anders liegen, 
wenn es ſich um eine Lebensriſikoverſicherung handelt, 
bei der unſicher iſt, ob überhaupt eine Verſicherungs⸗ 
ſumme zur Auszahlung kommt. Die geringe Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit, daß der Arbeitnehmer bei der Lebens⸗ 
riſiko verſicherung in den Genuß der Verſicherungs⸗ 
jumme kommt, wird ſchon durch die — gegenüber der 
üblichen Lebensverſicherung — geringere Höhe 
des lohnſteuerpflichtigen Arbeitgeberbeitrags berück⸗ 
ſichtigt. 

Hinſichtlich der Frage, ob eine auf fünf Jahre ab- 
geſchloſſene Lebensriſikoverſicherung zugunſten des 
Arbeitnehmers als Jubiläumsgabe ($5 der 
Zweiten StVO) angeſehen werden kann, hat ſich 
der Reichsfinanzhof für die Möglichkeit des Vorliegens 
ſteuerfreier Jubiläumsgeſchenke ausgeſprochen. Den 
Inhalt der zugewendeten Jubiläumsgabe bildet dann 
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nicht die vereinbarte Verſicherungsſumme, ſondern 
der Betrag der vom Arbeitgeber übernommenen Fünf⸗ 
jahresprämien. Dieſer Betrag iſt auch dafür maß⸗ 
gebend, ob die Höchſtgrenzen des § 5 der Zweiten 
St DV überſchritten find. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat der Auffaſſung des Reichsfinanzhofs zu⸗ 
geſtimmt. Oe. 


Verwendung von Arbeitslohn 


Bekanntlich ift die bloße Zuſage des Arbeit⸗ 
gebers, ſeine Arbeitnehmer für den Fall von Alter, 
Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Tod uſw. zu verſorgen, 
noch kein ſteuerpflichtiger Arbeitslohn. Häufig wird 
der Arbeitgeber im Hinblick auf die Verſorgungszuſage 
ſeinerſeits verſicherungsmäßige Deckung für die ihm 
drohenden Verſorgungsanſprüche ſuchen (Rückdeckung). 
Es kommt vor, daß der Arbeitgeber zu dieſem Zweck 
bilanzmäßige Verſorgungsrückſtellungen oder beſon⸗ 
dere Fonds innerhalb ſeines Betriebsvermögens bildet, 
die er aus ſeinen Mitteln ſpeiſt. Hier iſt erſt die 
Zahlung von Verſorgungsleiſtungen als Arbeitslohn 
anzuſehen, nicht aber ſchon die Einzahlung der Rück⸗ 
lagen unter die Paſſiven oder die Zuführung der 
Mittel an den Fonds. Anders liegt die Sache, wenn 
der gebildete Fonds entweder ſelbſtändige Rechtsper⸗ 
ſönlichkeit beſitzt oder doch als Sondervermögen aus⸗ 
geſchieden iſt, das der freien Verfügung des Arbeit⸗ 
gebers entzogen und deſſen dauernde Verwendung für 
die Verſorgungszwecke geſichert iſt. Hier liegt keine 
bloße Rückdeckung mehr vor, ſondern ſchon die Ver⸗ 
ſicherung eines beſtimmten Arbeitnehmers. Die Prä⸗ 
mienzahlungen ſind dann Arbeitslohn. 


Der Reichsfinanzhof hatte ſich in ſeinem Urteil 
vom 10. Februar 1939 IV 67/38 mit dem beſonderen 
Fall zu befaſſen, in dem die Arbeitgeberin ſelbſt 
eine Verſicherungsgeſellſchaft iſt. Die Arbeitgeberin 
hat hier ihren Arbeitnehmern eine Alters- und Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung in Rentenform zugeſichert (Ver⸗ 
ſorgungszuſage). Die zugeſagten Verſorgungsleiſtun⸗ 
gen ſind den Verſicherungsleiſtungen angepaßt, die die 
Arbeitgeberin in ihrer Eigenſchaft als Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft gewähren müßte, wenn eine Verſicherung 
entſprechend ihren allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen beſtünde. Auch ſonſt verfährt die Arbeitgeberin 
ſo, als ob ſolche Verſicherungen beſtehen würden. Sie 
zahlt z. B. formell entſprechende Beiträge zugunſten 
ihrer Arbeitnehmer an ſich ſelbſt. Buchmäßig wird 
von ihr für die Verſorgung ihrer Arbeitnehmer eine 
verſicherungsmäßige Deckungsrücklage gebildet, d. h. 
eine Rückſtellung des jeweiligen verſicherungstech⸗ 
niſchen Werts der von der Arbeitgeberin zugunſten 
ihrer Arbeitnehmer übernommenen Verpflichtungen. 
Die Deckung erfolgt in dieſem Fall ebenſo, wie ſie zu⸗ 
gunſten der fremden Verſicherten vorgeſchrieben iſt. 
Die Art der Rückſtellungen geht daher über die bloßen 
bilanzmäßigen Rückſtellungen zur Gewährleiſtung der 
übernommenen Verſorgungspflichten hinaus, zumal 
die Deckungsrücklage in einem gewiſſen Umfang der 
Verfügung der Arbeitgeberin entzogen iſt. Dieſer Fall 
unterſcheidet ſich damit nicht grundlegend von den 
Fällen, in denen ein Arbeitgeber, der nicht ſelbſt ein 


Verſicherungsunternehmen iſt, zugunſten feines Arbeit⸗ 
nehmers bei einem Dritten eine Verſicherung ab⸗ 
ſchließt. In allen dieſen Fällen hat der Arbeitnehmer 
bei Eintritt des Verſorgungsfalls einen durch die 
gebildete Deckungsrücklage geſicherten Anſpruch auf die 
Verſicherungsleiſtungen, ſoweit nicht ein Heimfallrecht 
zugunſten des Arbeitgebers vorgeſehen iſt. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat daher in dem geſchilderten Fall für die 
im wirtſchaftlichen Ergebnis auch hier vorliegenden 
Beiträge der Arbeitgeberin zur Verſicherung ihrer 
Arbeitnehmer Verwendung von Arbeitslohn ange⸗ 
nommen. Oe 


Reichstluchtsteuer: 
Bemessungsgeundlage 

Nachdem die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
zunächſt geſchwankt hat (z. B. Urteil vom 21. Januar 
1937 IIIA 166/36, RStBl. 1937 S. 335), iſt der Reichs⸗ 
finanzhof in dem Urteil vom 16. 12. 1937 IH 834/37, 
RSLBL. 1938 S. 74, zu dem nunmehr feſtgehaltenen Er⸗ 
gebnis gekommen, daß das im Reichsfluchtſteuerver⸗ 
fahren ermittelte Vermögen nur dann der Reichsflucht⸗ 
ſteuer zugrunde gelegt werden kann, wenn der Reichs- 
fluchtſteuerbeſcheid dem Steuerpflichtigen vor der Aus⸗ 
wanderung zugeſtellt worden iſt. Es wird ſich hierbei 
regelmäßig um Fälle handeln, in denen das Vermögen 
bei der Vermögenſteuerveranlagung gegenüber dem 
Steuerpflichtigen nicht ziffernmäßig feſtgeſtellt worden 
iſt, weil das Vermögen die Summe der Freibeträge 
nicht überſchritten hat. Die Zuſtellung des Reichs⸗ 
fluchtſteuerbeſcheids, der die Höhe des Vermögens 
ziffernmäßig enthält, iſt nach dem Urteil vor der Aus⸗ 
wanderung erforderlich, damit der Steuerpflichtige 
vor der Auswanderung weiß, wieviel Reichsflucht⸗ 
ſteuer er zu zahlen hat. Der Reichsfluchtſteuerbeſcheid 
tritt hier an die Stelle des Vermögenſteuerbeſcheids im 
Sinn des § 3 Abſatz 2 Satz 2 RflStG. 


Der Sinn des Urteils liegt darin, daß dem 
Steuerpflichtigen vor der Auswanderung das für 
die Reichsfluchtſteuer maßgebende Vermögen bekannt 
ſein muß. Man wird ohne weiteres unterſtellen 
können, daß die Bekanntgabe des Vermögens nicht 
ſtets nur durch den Reichsfluchtſteuer⸗ 
beſcheid vor der Auswanderung erfolgt ſein muß. 
Iſt der Steuerpflichtige z. B. vor der Auswanderung 
durch Sicherheitsbeſcheid zur Sicherung der Reichs⸗ 
fluchtſteuer aufgefordert worden oder hat er freiwillig 
in einer Verhandlung beim Finanzamt vor der Aus— 
wanderung Sicherheit geleiſtet, ſo iſt ihm dadurch die 
vom Finanzamt angenommene Höhe ſeines Vermö⸗ 
gens bekannt geworden und er hat gleichzeitig er⸗ 
fahren, wieviel er Reichsfluchtſteuer zu zahlen hat. 
Wandert er ſpäter aus, ſo wird Reichsfluchtſteuer auch 
dann gefordert werden können, wenn die Zuſtellung 
des Reichsfluchtſteuerbeſcheids vor der Auswanderung 
nicht mehr möglich iſt. Denn der Zweck, dem Steuer- 
pflichtigen vor der Auswanderung eine feſte und 
leicht zu überſehende Berechnungsgrundlage für die 
Reichsfluchtſteuer zu verſchaffen, war durch den Sicher. 
heitsbeſcheid oder die Verhandlung beim Finanzamt 
erfüllt. Schu. 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. /Nr.22 3. Juni 1939 / S. 541 


Stundung dec Reichsfluchtsteuer 


Im Rechtsmittelverfahren war feſtgeſtellt worden, 
daß ein Steuerpflichtiger am 24. Juni 1935 reichs⸗ 
fluchtſteuerpflichtig geworden war. Nach Rechtskraft 
dieſer Feſtſtellung forderte das Finanzamt von dem 
Steuerpflichtigen für die Zeit vom 24. Juni bis 
2. Juli 1935 einen Verzugszuſchlag an; für die Zeit 
ab 2. Juli 1935 bewilligte das Finanzamt Stundung. 


Die Anforderung des Verzugszuſchlags hielt der 
Steuerpflichtige für unbegründet, weil es nicht im Er⸗ 
meſſen des Finanzamts gelegen habe, von welchem 
Zeitpunkt ab es Stundung gewähren wolle. Gewähre 
das Finanzamt Stundung, dann beſeitige es damit 
immer den urſprünglichen Fälligkeitstag in ſeiner 
ganzen rechtlichen Wirkung, insbeſondere hinſichtlich 
des Eintritts von Verzugsfolgen, und ſetze an deſſen 
Stelle einen neuen Fälligkeitstag mit allen Rechts- 
folgen eines ſolchen. Die einſchränkende Anordnung 
des Finanzamts, daß die Neichsfluchtiteuer erſt mit 
Wirkung vom 2. Juli 1935 ab geſtundet werde, ſei 
daher bedeutungslos. Es müſſe ſo angeſehen werden, 
als ob das Finanzamt die Reichsfluchtſteuer mit Wir⸗ 
kung vom Fälligkeitstag ab, alſo vom 24. Juli 1935 ab, 
geſtundet habe. 


Die Beſchwerde des Steuerpflichtigen, ſeine 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde, ſein Einſpruch und ſeine 
Berufung hatten keinen Erfolg. Auch der Reichsfinanz⸗ 
hof hat ſein Vorbringen durch das Urteil vom 23. Sep⸗ 
tember 1937 III A 172/37, NStBLl. 1938 S. 34, ab⸗ 
gelehnt. Die Stundungsbefugnis des Finanzamts er⸗ 
gebe ſich aus § 127 Abſatz 1 AO in Verbindung mit 
$ 3 der Stundungsordnung vom 29. Januar 1923, 
ROBL I S. 75. Ob und in welchem Umfang das 
Finanzamt Stundung bewilligen wolle, ſei in ſein 
Ermeſſen geſtellt; ein Rechtsanſpruch auf Stundung 
beſtehe nicht. Es ſei auch nirgends, namentlich nicht 
in der Stundungsordnung, vorgeſchrieben, daß eine 
vom Finanzamt bewilligte Stundung von einem be— 
ſtimmten Tag ab gelte. Der Steuerpflichtige hätte alſo 
keinen Anſpruch darauf, daß die Reichsfluchtſteuer vom 
Fälligkeitstag ab geſtundet würde. Schu. 


Neuregelung der Hundesteuer 


Im Reichsminiſterialblatt für die innere Ver⸗ 
e 1939 S. 545 veröffentlichen die zuſtändigen 
e eine neue Mufterordnung für die Erhebung 
Kein deſteuer in den Gemeinden und den Land- 
ßiſchen . Ordnung, die zunächſt nur für die preu⸗ 
den 1 emeinden (Landkreiſe) gilt, iſt gleichzeitig 
tenland gen Ländern, auch Oſterreich und dem Sude⸗ 
il für das ai bernahme empfohlen worden. Damit 
Migge der Se Reichsgebiet eine einheitliche Rege⸗ 
RR eitener erfolgt, durch die u. a. eine 
Hun behalte be wie ſie bisher beim Zuzug des 
komt weine andere Gemeinde vorkommen 

unte, ausgeſchloſſen wird. Die neuen Steuerſätze 


ſehen als Obergrenze folgende Beträ : in Ge⸗ 
meinden bis 2000 Einwohner an n 
3 Rage, für den zweiten Hund 12 NM und für jeden 
weiteren Hund 18 RM im Jahr; über 2000 bis 
10 000 Einwohner 18 bzw. 21 bzw. 36 RM; über 


10 000 bis 50 000 Einwohner 30 bzw. 40 bzw. 54 RM; 
über 50 000 bis 500 000 Einwohner 40 bzw. 50 bzw. 
60 RM; über 500 000 bis eine Million Einwohner 50 
bzw. 60 bzw. 70 RM, und in Gemeinden über eine 
Million Einwohner 60 bzw. 70 bzw. 80 RM. Eine 
Erhöhung der geltenden Steuerſätze in einer Gemeinde 
auf die neuen Höchſtſätze ſoll nicht erfolgen. Ermäßi⸗ 
gung auf die Hälfte des Steuerſatzes iſt u. a. für Wach⸗ 
und Ziehhunde, ferner für Melde-, Sanitäts-, Schutz⸗ 
und Fährtenhunde, die die dafür vorgeſchriebene Prü⸗ 
fung abgelegt haben, vorgeſehen. Steuerfreiheit ge⸗ 
nießen die Dienſthunde bei Polizei, Zoll und Wehr⸗ 
macht, Herdengebrauchshunde, Führhunde von Blin- 
den. Lo. 


Bemessung 
gemeindlichee Gebühren und Beiträge 
Den Gemeinden iſt empfohlen worden, dort, wo 
Gebühren und Beiträge (z. B. für Kanalbenutzung, 
Müllabfuhr, Straßenreinigung) nach dem Maßſtab 
der bisherigen Landesgrundſteuer (in Preußen: dem 
Gebäudeſteuernutzungswert) erhoben worden find, 
dieſe Bemeſſungsgrundlage auch im Rechnungsjahr 
1939 zunächſt weiter zu verwenden. — Die Einheits⸗ 
werte oder die Grundſteuermeßbeträge können für die 
Bemeſſung der gemeindlichen Gebühren und Beiträge 
nicht zugrunde gelegt werden, weil ſie nach der Art 
ihrer Wertfeſtſtellung keinen geeigneten Maßſtab 
bilden. Lo. 


Narmalumsata 
und Betriebseinschränkung 


Hauszinsſteuererlaß wegen Ertragsminderung iſt 
aus Billigkeitsgründen gemäß Erlaß des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 25. 6. 1988 KV II gen. 100 
grundſätzlich für ein Rechnungsjahr zu gewähren, fo- 
weit dieſe nicht durch Vergleich der Mieten feſtzuſtellen 
iſt. Dieſer Steuererlaß wird jedoch nur auf Antrag 
gewährt, der ſpäteſtens bis zum Ablauf des Rechnungs- 
jahrs 1938 (31. 8. 1939) beim Kataſteramt zu ſtellen 
iſt. Dieſes kann, ſoweit über den Antrag erſt am Schluß 
des Rechnungsjahrs entſchieden werden kann, in dem 
Umfang des vorausſichtlichen Steuererlaſſes Stun⸗ 
dung gewähren. 


Für eigengewerblich genutzte Grundſtücke und 
Grundſtücksteile — insbeſondere Fabriken —, für die 
ſich Mieten nicht ſchätzen laſſen, iſt die Ertragsminde⸗ 
rung grundſätzlich durch Vergleich der Umſätze zu 
ermitteln. Maßſtab für die Ermittelung der Er⸗ 
tragsminderung ſind hier die wertmäßigen Umſätze 
(einſchließlich der umſatzſteuerfreien), die in dem in Be⸗ 
tracht kommenden Grundftüd oder Grundſtücksteil er⸗ 
zielt worden ſind. Bei der Ermittelung der Ertrags⸗ 
minderung iſt nach den miniſteriellen Richtlinien von 
den Verhältniſſen des „maßgebenden Kalenderjahrs“ 
(1938) auszugehen. Die Verhältniſſe dieſes Jahrs 
ſind mit den Verhältniſſen eines hinſichtlich des Ge⸗ 
ſchäftsumfangs normalen Jahrs bzw. mit den durch⸗ 
ſchnittlichen Verhältniſſen mehrerer Jahre zu verglei⸗ 
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chen. Hierbei iſt der Umſatz des Normaljahrs auf den 
Wertſtand des maßgebenden Kalenderjahrs zurückzu⸗ 
führen. Zur Vereinfachung des Verfah⸗ 
rens hat der Preußiſche Finanzminiſter mit Erlaß 
vom 11. 1. 1939 KVII gen. 1 zunächſt nur für das 
Rechnungsjahr 1938 beſondere Beſtimmungen getrof⸗ 
fen. Danach gilt allgemein als Umſatz des Normal⸗ 
jahrs (Normalumſatz) der im Durchſchnitt der 
Kalenderjahre 1928 bis 1930 erzielte wertmäßige 
Jahresumſatz. Dieſer iſt — zwecks Anpaſſung auf den 
Wertſtand des Kalenderjahrs 1938 — um 20 v. H. zu 
kürzen, d. h. nur mit 80 v. H. anzuſetzen. Der ſo ermit⸗ 
telte Vergleichsumſatz iſt dem Umſatz des Ka⸗ 
lenderjahrs 1938 gegenüberzuſtellen, und aus dem 
Verhältnis des Unterſchiedsbetrages zu dem Vergleichs⸗ 
umſatz wird der Hundertſatz der Ertragsminderung 
berechnet. Hierzu ein Beiſpiel: 


Normalumſatz (im Durchſchnitt der 


ad 28 00 2 Pa: 1 500 000 RM, 
Vergleichsumſatz (80 v. H. des Normal⸗ 
eee Er 1 200 000 RM, 
Umſatz im Kalenderjahr 1938 900 000 RM, 
Unterſchiedsbetrag 300 000 RM. 
N 2300 000 
Ertragsminderung: 1200 000 * 100 = 25 v. H. 


Bei einer Ertragsminderung, die 20 v. H. nicht 
überſteigt, wird ein Steuererlaß nicht gewährt; ferner 
iſt dieſer Steuererlaß zu verſagen bei einer Ertrags⸗ 
minderung von über 20 v. H. in den Fällen, wo die 
Einziehung der Steuer nach den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Betriebes, d. h. des Geſamtbetriebes, 
keine unbillige Härte darſtellt. Der Steuererlaß ſelbſt 
beträgt 150 v. H. des Hundertſatzes der Ertragsminde⸗ 
rung; ergibt ſich hierbei ein Steuererlaß von nicht 
mehr als 24 RM im Jahr, jo wird von dem Erlaß 
abgeſehen. 


Umgekehrt iſt im einzelnen Fall ein Steuererlaß 
nicht ausgeſchloſſen, wenn die Ertragsminderung die 
Grenze von 20 v. H. nicht erreicht, nämlich wenn die 
Einziehung der Steuer nach den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Betriebs eine beſondere Härte ſein 
würde. In einem ſolchen Fall entſcheidet über das 
Ausmaß des Steuererlaſſes die Behörde (Kataſteramt) 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen unter Beachtung der 
Vorſchriften im § 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 
16. 10. 1934 (RGBl. I S. 925). Hiernach iſt die Er⸗ 
meſſensentſcheidung nach Billigkeit und Zweckmäßig⸗ 
keit zu treffen und Fragen der Billigkeit ſowie Zweck⸗ 
mäßigkeit ſind nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau⸗ 
ung zu beurteilen. 


In Anbetracht dieſer Regelung kann in gewiſſen 
Ausnahmefällen ein Steuererlaß auch dann 
in Betracht kommen, wenn gegenüber dem Durch⸗ 
ſchnittsumſatz der Kalenderjahre 1928 bis 1930 keine 
Ertrags minderung, jondern eine Um⸗ 
ſatzſteigerung vorliegt. Es ſind dies — wie aus 
dem neuen Miniſterialerlaß hervorgeht — die Fälle, 
in denen der Betrieb in den Kalenderjahren 1928 bis 
1930 unter einer erheblichen Betriebseinſchränkung zu 


leiden hatte und im Kalenderjahr 1938 trotz der 

Um ſatzſteigerung ſich in ſchlechter wirt⸗ 

ſchaftlicher Lage befindet. Bis zum 1. 6. 

1939 haben die Regierungspräſidenten und der Präſi⸗ 

dent der Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion dem 

Miniſter zu berichten, ob bei der Durchführung der 

vorſtehend für das Rechnungsjahr 1938 getroffenen 

Regelung ſich Bedenken ergeben haben, insbeſondere 

gegen 

1. die allgemeine Einführung des wertmäßigen Um⸗ 
ſatzes als Vergleichsmaßſtab, 

2. die Zugrundelegung des Durchſchnittsumſatzes der Ka⸗ 
lenderjahre 1928 bis 1930 als Normalumſatz, 

3. die Kürzung des Normalumſatzes um 20 v. H. zum Zweck 


der Zurückführung des Normalumfates auf den Wert⸗ 
ſtand des Kalenderjahres 1988, 
L. 


Uckundensteuer bei Bürgschaften 


Die Erklärung des Bürgen, durch die er ſich 
gegenüber dem Gläubiger eines Dritten verpflichtet, 
für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten ein⸗ 
zuſtehen (Bürgſchaftserklärung), unterliegt 
der Urkundenſteuer; der Bürgſchaftserklärung ſteht die 
Erklärung gleich, durch die jemand die Schuld eines 
anderen als Mitſchuldner übernimmt (826 Abi. 1 
UrkStG). 


Zu der Frage, ob bei gemeinſchaftlicher 
Bürgſchaft mehrerer Perſonen die Urkundenſteuer 
einfach oder mehrfach zu entrichten iſt, führt eine 
neuere Entſcheidung des Reichsfinanzhofs aus, daß 
nach 8 769 BGB mehrere Perſonen ſich für dieſelbe 
Verbindlichkeit gemeinſchaftlich oder geſondert ver⸗ 
bürgen können. Eine gemeinſchaftliche Bürgſchaft 
liegt dann vor, wenn die Bürgſchaft durch Vertrag ge⸗ 
meinſchaftlich von den Mitbürgen übernommen wird 
(8 427 BGB), geſonderte Bürgſchaften dagegen liegen 
dann vor, wenn jeder Mitbürge die Bürgſchaft unab⸗ 
hängig von den anderen Bürgen übernimmt. Im 
letzteren Falle ſind mehrere ſelbſtändige voneinander 
unabhängige Rechtsgeſchäfte gegeben, im erſten Falle 
nur ein einziges Rechtsgeſchäft, denn bei der gemein⸗ 
ſchaftlichen Bürgſchaft iſt es der Wille jedes Mit⸗ 
bürgen, die Bürgſchaft entweder gar nicht oder nur 
mit den anderen Bürgen zuſammen einzugehen; die 
Eingehung der Bürgſchaft jedes Bürgen iſt von der 
Eingehung der Bürgſchaft durch die Mitbürgen ab⸗ 
hängig. Die Geſamtbürgſchaft iſt alſo zu einer ge⸗ 
meinſamen Angelegenheit der Bürgen geworden und 
die Schuldverpflichtung wird einheitlich durch eine ge- 
meinſame Erklärung der Mithürgen ſichergeſtellt. Nur 
im Falle der gemeinſchaftlichen Bürgſchaft kann ein 
einheitliches Rechtsgeſchäft angenommen werden. Ob 
ein ſolches im Einzelfall vorliegt, iſt Tatfrage; jeden⸗ 
falls iſt aber ſtets dann eine gemeinſchaftliche Bürg- 
ſchaft anzunehmen, wenn ſich mehrere Bürgen in der⸗ 
ſelben Urkunde an demſelben Ort und 
zu derſelben Zeit für dieſelbe Verbindlichkeit 
verbürgen (Urteil des RF H vom 11. 11. 1938 
II 508/37). Br. 
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Geld, Kredit 
und öffentliche Finanzen 


Steuergutſcheine. Steuergutſcheine find nach wie 
vor ſtark gefragt. Steuergutſcheine I zogen unter 
Schwankungen weiter an. Der Kurs ſtellte ſich am 
30. Mai 1939 auf 103,55. Auch für Steuergutſcheine II 
beſteht lebhaftes Intereſſe. Der Kurs betrug am 
30. Mai 1939 98,80. 


Spareinlagen im April 1939. Für das Altreich 
ergibt ſich das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1938 1939 
Einzahlungen 565,9 561,1 
Auszahlungen 442,7 467,8 
Einzahlungsüberſchuß 123,2 03,3 
Zinsgutſchriften 4,1 2,0 
Zunahme 127,3 95,3 
Einzahlungen Auszahlungen 
März 1939 508,7 494,5 
April 1939 561,1 467,8 
bn ahm de 37,6 26,7. 


Stand der Geſamteinlagen (Spar. und Konto⸗ 
korrenteinlagen) am Schluß der Monate in Millonen 
Reichsmark: 


April 1934 13 810,0 
April 1936 16 205,5 
April 1938 19 422,5 
April 1939 . 21 889,7. 


Schuldverſchreibungen der Boden- und Kommu- 
nalkreditinſtitute. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft 
und Statiſtik“ ergibt ſich für die Entwicklung des Um- 
laufs von Schuldverſchreibungen der Boden. und 
Kommunalkreditinſtitute das folgende Bild in Milli⸗ 
onen Reichsmark: 


Um- 
ſchuld.⸗ 
papiere!) 


ſonſtige 
Emiſſi⸗ 
onen?) 


Kommu- 
nalobli⸗ 
gationen 


1928. 
1929. 
1930. 
1931. 
1932. 
1933. 
1934. 
1935. 
1936. 
1937. 
1938. 


) Gemeindeumſchuldungsanleihe, Oſthilfe⸗Entſchuldungs⸗ 
briefe, Ablöſungsſchuldverſchreibungen der Rentenbank. — 
2) Auslandsanleihen, Liquidationspfandbriefe, Aufwer⸗ 
tungsſchuldverſchreibungen und Ablöfungsanleihen, Sach⸗ 
wertanleihen. 


Industrie 


Kohlenförderung im März 1939. Entwicklung 
(einſchließlich Oſterreich) in 1000 Tonnen: 


Januar Februar März 

1939 1939 1939 

Steinkohle. 16 231 14 865 16 869 
Braunkohle 18 696 17 154 18 826 
Koks 3921 8 582 3 961 
Preßkohle aus Steinkohle 669 595 617 
Preßkohle aus Braunkohle 4083 8 785 4119. 


* 


Erdölförderung von Januar bis März 1939. Ent⸗ 
wicklung in Tonnen: 


Januar 1939 52 576 

Februar 1939 54 576 

März 1939 63 108. 
Auf Oſterreich entfielen die folgenden Umſätze (in 
Tonnen): 

Januar 1939 5 014 

Februar 1939 6 962 

März 1939 6 454. 


*. 


Stromerzeugung im März 1939. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ hat ſich die Strom⸗ 
erzeugung von 122 erfaßten Werken wie folgt 
entwickelt (in Millionen Kilowatt): 


Januar 1939 2 965,5 
Februar 1939 2 660,5 
März 1939 2 862,2 


Die Stromabgabe von 103 Werken an 
gewerbliche Verbraucher hat ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Kilowatt): 


Januar 1939 
Februar 1939 


1 134,4 
1 062,6. 


* 


Deutſche Gaserzeugung im Februar 1939. Ent⸗ 
wicklung einſchließlich Oſterreich und Sudetenland in 
Millionen Kubikmeter: 

Januar 1939 2 068 

Februar 1989 1 892. 
Der Anteil der Ortsgaswerke an der Geſamterzeugung 
war mit 16 v. H. etwas geringer als im Vormonat. 
Zum Verkauf gelangten 996 Millionen Kubikmeter 
oder 13 v. H. mehr als im Februar 1938. Die Koks⸗ 
erzeugung der Gaswerke war im Februar 1939 
mit 528 000 Tonnen um 4,5 v. H. höher als im Fe⸗ 
bruar 1938. 

Bautätigkeit im März 1939. Für den geſamten 
Wohnungsbau (Neubau, einſchließlich Umbau, 
Anbau und Aufbau) ergibt ſich das folgende Bild: 


Januar Februar März 

1939 1939 1939 

Bauerlaubniſſe. . 7376 7812 10 524 
Baubeginne 1 2 8 589 8 364 8 556 
Bauvollendungen 9 649 7 682 8 248. 


* 


Kaliſalzherſtellung von Januar bis März 1939. 
Entwicklung in Tonnen: 


Januar 1939 521 802 
Februar 1939 525 185 
März 1939 546 498. 
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Handel - Gewerbe - Handwerk 


Einzelhandelsumſätze im März und im erſten 
Vierteljahr 1939. Die günſtige Entwicklung der 
Einzelhandelsumſätze, die im Januar und Februar 
1939 im Reichsdurchſchnitt um 15 v. H. höher waren 
als im gleichen Zeitraum des Vorjahres, hat ſich im 
März 1939 in verſtärktem Maß fortgeſetzt. Gegen⸗ 
über März 1938 war eine Umſatzzunahme des Einzel- 
handels um 17 v. H. zu verzeichnen. Im erſten Viertel⸗ 
jahr 1939 betrug die Umſatzzunahme gegenüber dem 
erſten Vierteljahr 1938 im Reichsdurchſchnitt 16 v. H. 
Die Entwicklung in den verſchiedenen Einzelhandels⸗ 
zweigen war ſehr unterſchiedlich. 


Verkehr 


Deutſche Reichsbahn im erſten Vierteljahr 1939. 
Der Perſonenverkehr ſtieg nach dem jahres- 
zeitüblichen Rückgang im Januar und Februar im 
März 1939 wieder an. Entlaſſungen aus dem Reichs⸗ 
arbeitsdienſt, verſchiedene Ausſtellungen und die 
Übernahme des Protektorats Böhmen und Mähren be— 
lebten den Verkehr. — Im Güterverkehr trat die 
in früheren Jahren beobachtete Abnahme im erſten 
Kalendervierteljahr nicht ein. Die im vierten Viertel⸗ 
jahr 1938 notwendig gewordenen Verkehrsſperren 
konnten teilweiſe gemildert werden. 


Acbeit und Soziales 

Einführung des Geſetzes über Mietverhältniſſe 
mit Juden im Land Sſterreich und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten. Durch die Verordnungen vom 
10. Mai 1939 (RGBl. 1 S. 906 und 907) wurde das 
Geſetz über Mietverhältniſſe mit Juden vom 30. April 
1939 im Land Oſterreich und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten eingeführt. 


Arbeitseinſatz im April 1939. Die Zahl der 
beſchäftigten Arbeiter und Angeitell- 
ten erreichte im Altreich mit 21,28 Millio- 
nen einen neuen Höchſtſtand. Gegenüber der Höchſt⸗ 
zahl der Beſchäftigten im Vorjahr iſt bereits eine Zu⸗ 
nahme um 440 000 Perſonen zu verzeichnen. Die Auf— 
nahme der Vollbeſchäftigung in den Außenberufen 
und die Überführung eines Jahrgangs Schulentlaſſe⸗ 
ner in das Berufsleben haben dieſe Steigerung be- 
wirkt. Trotz der gewaltigen Zunahme der Beſchäftig⸗ 
ten beſteht in faſt allen Wirtſchaftszweigen, insbeſon⸗ 
dere in der Landwirtſchaft und im Baugewerbe noch 
Arbeitermangel. Zur Durchführung der Frühjahrs- 
beſtellung in der Landwirtſchaft mußten Soldaten, 
Arbeitsmänner und Induſtriearbeiter herangezogen 
werden. — In der Oſtmark und im Sudeten 
land iſt die Arbeitsloſigkeit bereits von einem erheb- 
lichen Arbeitermangel in wichtigen Wirtſchaftszweigen 
abgelöſt worden. 


* 


Arbeit und Einkommen im Jahr 1938. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für 
die Entwicklung von Arbeit, Erzeugung und Ein- 


kommen im Jahr 1938 gegenüber dem Stand von 
1929, 1932 und 1937 das folgende Bild: 


1938 gegen 
1937 1929 
v. H. 

e — 53 — 92 — 78 
Beſchäftigte Arbeiter. ＋ 6,3 + 62 + 10 

Angeſtellte Io. + 5,6 + 46 + 25 

Sufummter Se + 6,2 + 59 + 12 
Induſtrie 

Beſchäftigte Arbeiter.. ＋ 6.3 + 90 13 

Geleiſtete Arbeiterſtd. .. + 7,2 + 117 ＋ 15 

Gewerbliche Produktion, 

ins gefeit: + 6,7 + 112 + 23 

Realeinkommen 

Arbeitseink. insgeſamt + 8,6 + 57,6 + 20,2 

E eee 000 +10 | +986 4 23,0 

der Angeſtellten + 8,6 + 62,6 + 56,8 
Durchſchn. Realeinkommen 

eier +35 | +164 | + 90 

je Angejtellten......... + 2,9 + 14,7 ＋ 29,0 


Das Arbeitseinkommen hat ſich wie folgt entwickelt: 


Gehälter d. nicht⸗ 
verſicherungspfl. 
Angeſtellten, der 
Beaniten ſowie 
ſonſt. Arbeits⸗ 
einkommen 


Gehälter 
der ver⸗ 
ſicherungs⸗ 
pflichtigen 

Angeſtellten 


Löhne 
der nsgeſamt 
Arbeiter 3 


Mill. RM 
EE e s | 12 051 5 722 8187 25 960 
191 . 14 662 6271 8 250 29 183 
1935 16 755 7 085 8412 32 252 
1966 18 752 8061 8444 35 260 
1037 21 350 8 983 8 574 38 907 
1938 er. 23 754 9 864 9 099 42 717 


Für den Anteil des Arbeiter- und Angeſtellteneinkom⸗ 
mens am geſamten Arbeitseinkommen ergibt ſich das 
folgende Bild: 


Angestellte der 
Angeſtellten⸗ 
verſicherung 


Sonſtige 
Angeitelite, 
Beamte uſw. 


Arbeiter 


= 


2 20 J 2 . 0 L ) 2 
Deutſche Hopfenernte 1938. Für die Hopfenernte 


des Altreichs ergibt ſich das folgende Bild nach den 
wichtigſten Hopfenanbaugebieten: 


Erntefläche Geſamtertrag Hektarertrag 
ha daz dz 


Bahern 6 996 81 675 1177 
Württemberg 1188 14 803 12,0 
ben 2388 2832 11,0 
Übrige Gebiete . 83 875 11.4 
Insgeſamt 8 472 99 185 11,7, 
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Der Durchſchnittshektarertrag 1938 betrug 11,7 dz 
gegen 11,1 dz im Jahr 1937 und 8,2 dz im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1932/37. — Von der Geſamthopfen⸗ 
ernte 1938 wurden beurteilt mit 


ſehr gut . . 27 576 dz 
Hl 09 
mittel .I 540 dz 
unter mittel 854 dz 
gering 4571 d. 


Weltweizeuernte 1938. Nach Mitteilung von 
„Wirtſchaft und Statiſtik“ wurde im Jahr 1938 die 
bisher größte Weizenernte der Welt erzielt. Es ergibt 
ſich das folgende Bild in Millionen Doppelzentnern 
(ohne Sowjetrußland, China, Irak und Iran): 


Durchſchnlit der Jahre Ernteertrag 

1909/13 1923/27 1928/82 1933/97 1938 

Europa 870,8 888,8 389,0 420,9 501,8 
Nord» und 

Mittelamerika 244,7 828,5 350,5 245,2 852,2 

Südamerika. 49,4 75,5 79,1 75,8 108,5 

Aſien 1830 185,8 145,6 158,0 185,3 

Afrika 27,7 29,4 84,7 66,0 87,2 

Auſtralien 25,8 88,9 51,5 45,2 41.8 

Insgeſamt 351,0 947,4 1 050,4 880,1 1 221,4. 


% 


Vorräte an Getreide, Mehl, Malz und Hülfen- 
früchten im erſten Vierteljahr 1939. Es ergibt ſich das 
folgende Bild in 1000 Tonnen: 


Inländiſcher und 


ausländiſcher Herkunft, verzollt 


W̃ e 8e n .. 
davon: in Mühlen 
in Lagerhäuſern 
Weizenbackmehl. 
davon: in Mühlen 
in Lagerhäuſern 
Ro den 
davon: in Müblen 
in Lagerhäuſern 
Roggenbadmehl 
davon: in Mühlen 
in Lagerhäuſern 
Hafer 


7 


in Lagerhäuſern 
a r 
en ; 
Mal * 2 
Erbſen 


Bohnen 
icken 


a Milcherzeugung im März 1939. Entwicklung im 
Altreich: 


5 Durchſchnitto⸗ 
Geſamt⸗ 

il u 
März 1988 . 2.08 Milliarden kg 205 kg 
Februar 1039 1.87 Milliarden kg 187 kg 
Märg 1939 2,05 Milliarden kg 206 kg. 


und Wittschaft des Auslandes 

Deutſchlands Handelsbeziehungen mit dem Aus⸗ 
land im Jahr 1938. Deutſchland war im Jahr 1934 
durch die Deviſennotlage gezwungen, eine grund⸗ 
legende Anderung ſeiner Deviſengeſetzgebung vorzu⸗ 
nehmen. Es wurde der „Neue Plan“ beſchloſſen, 
der mit Wirkung ab 24. September 1934 in Kraft trat. 

Der Neue Plan ging von dem Grundſatz aus, daß 
Deutſchland nur ſoviel einführen werde, als ihm durch 
ſeine Ausfuhr zu bezahlen ermöglicht wird. 

Der Neue Plan hat ſich in der Praxis glänzend 
bewährt. Die Deutſche Handelsſtatiſtik hat auch im 
Jahr 1938 an den Grundſätzen des Neuen Plans feſt⸗ 
gehalten und den Außenhandel entſprechend den Bedürf⸗ 
niſſen des Vierjahresplans und der Deutſchen Wehr⸗ 
bereitſchaft ausgerichtet. 

Das Ergebnis des Außenhandels im Jahr 1938 
zeigt eine kleine Steigerung der Deutſchen Einfuhr und 
eine Verringerung der Ausfuhr. Der Vergleich mit den 
Außenhandels umſätzen anderer Länder zeigt, daß Deutſch⸗ 
lands Bemühungen um die Ausfuhr allen gegen die 
Deutſche Ware gerichteten Beſtrebungen zum Trotz ein 
Erfolg nicht verſagt geblieben iſt. 

Die während des Jahres 1988 im einzelnen ein⸗ 
getretenen Veränderungen in den handelspoliti⸗ 
ſchen Beziehungen ſind für die verſchiedenen Länder im 
folgenden getrennt kurz dargeſtellt: 


Europa 


Belgien 


Zwiſchen Deutſchland und der Belgiſch⸗Luxemburgi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsunion iſt am 28. Februar 1938 eine 
zwölfte Zuſatzvereinbarung zu dem Handels- 
abkommen vom 4. April 1925 unterzeichnet worden. 
Danach ſind einige auf Deutſcher und belgiſcher Seite 
gegenſtandslos gewordene Zollbindungen aufgehoben 
worden. Durch eine Vereinbarung vom 27. Okto⸗ 
ber 1938 iſt die Deutſche Kohleneinfuhr nach 
Belgien für die Zeit vom 1. Oktober 1938 bis 30. Sep⸗ 
tember 1939 geregelt worden. Das Deutſch⸗belgiſche 
Zahlungsabkommen vom 27. Juli 1935 hat ſich 
weiterhin bewährt. Der Warenaustauſch konnte trotz der 
belgiſchen Wirtſchaftskriſe im Jahr 1938 auf beachtlicher 
Höhe gehalten werden. 

Bulgarien 

Die handelsvertraglichen Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Bulgarien beruhen auf den folgenden 
Vereinbarungen: 

1. Handels- und i vom 24. Juni 1982; 
2. abe bot . e 1933; 

3. Verrechnungsabkommen bom 24. Auguſt 1982; 

4. Zuſatzvereinbarung vom 1. Januar 1934. N b 

Alle dieſe Abkommen haben ſich für den beiderſeitigen 
Wirtſchaftsverkehr günſtig ausgewirkt. Deutſch⸗ 
land ſtand im Jahr 1938 als Kunde Bulgariens 
wieder an erſter Stelle. Die Eingliederung Öfter- 
reichs und der ſudetendeutſchen Gebiete in das Deutſch⸗ 
bulgariſche Wirtſchaftsſyſtem hat keinerlei Schwierig⸗ 
keiten bereitet. at 


Die Gültigkeit der Deutſch-däniſchen Wirtſchafts⸗ 
vereinbarungen über den gegenſeitigen Warenverkehr 
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vom 1. März 1934, 24. Januar 1935 und und das 
Verrechnungsabkommen vom Januar 1935 ſind im 
Jahr 1938 auf die Oſtmark und den Sudeten⸗ 
gau ausgedehnt worden. Die Vereinbarungen haben 
ſich im Jahr 1938 bewährt. Der im Jahr 1937 erreichte 
Stand des Deutſch⸗däniſchen Warenaustauſches hat im 
Jahr 1988 gehalten werden können. 


Eſtland 

Die handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Eſtland beruhen auf dem Handels- und Schiff⸗ 
fahrtsvertrag vom 7. Dezember 1928. Außerdem wurde 
am 24. Oktober 1937 ein Abkommen über den gegen⸗ 
ſeitigen Warenverkehr unterzeichnet. Das Abkommen 
konnte am 31. Oktober 1938 für die Kalenderjahre 1939 
und 1940 mit neuem Rahmen abgeſchloſſen werden. 
Gleichzeitig wurden Vereinbarungen über die Aus⸗ 
dehnung der Gültigkeit der Deutſch⸗eſtniſchen Wirtſchafts⸗ 
vereinbarungen auf Oſterreich und die Sudeten- 
gebiete getroffen. 

Finnland 

Die Geltungsdauer der Deutſch⸗finniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsvereinbarungen (Handelsvertrag und Verrechnungs⸗ 
abkommen) iſt für das Jahr 1939 verlängert worden. 
Die Wirtſchaftsvereinbarungen ſind auf das Land 
Oſterreich und die Sudetengebiete aus⸗ 
gedehnt worden. Die Vereinbarungen haben ſich auch 
im Jahr 1938 im allgemeinen gut ausgewirkt. Der 
Umfang der Deutſchen Einfuhr und Ausfuhr hat zu⸗ 


genommen. 
Frankreich 


Zwiſchen Deutſchland und Frankreich wurden am 

10. Juli 1987 die folgenden Abkommen getroffen: 

1. Warenabkommen; 

2. e nen 

3. Transferabkommen. 
Dieſe Abkommen haben im Lauf des Jahres 1938 
einige Ergänzungen erfahren. In einem Ergän⸗ 
zungsabkommen vom 2. März 1938 wurden für 
den Bezug von franzöſiſchem Eiſenerz uſw. anderweitige 
Zahlungsmöglichkeiten vereinbart. Das Zuſatz⸗ 
abkommen vom 2. Auguſt 1938 regelt die Ein⸗ 
gliederung des bisherigen franzöſiſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Waren⸗ und Zahlungsverkehrs in die 
Deutſch⸗franzöſiſchen Wirtſchaftsbeziehungen. Für die 
ſudetendeutſchen Gebiete iſt am 18. Novem- 
ber 1938 für das vierte Kalendervierteljahr 1938 eine 
Übergangsregelung getroffen worden. In einem Noten- 
wechſel vom 26. Dezember 1938 iſt der Filmverkehr 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich neu geregelt wor⸗ 
den. Frankreich hat durch Noten vom 27. Januar 1938 
und 28. Dezember 1938 einige der Deutſchland ein⸗ 
geräumten Zollbindungen zum franzöſiſchen Zolltarif 


gekündigt. - 
Griechenland 

Die handelsvertraglichen Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Griechenland beruhen auf den folgenden 
Vereinbarungen: 
1. Zuſatzvereini vom 24. September 1987 zum Han⸗ 

ee eren vom 24. März 1028; 

2. Vereinbarung vom 14. April 1038. 
Durch die Vereinbarung vom 14. April 1938 wurde der 
öſterreichiſch⸗griechiſche Verrechnungsverkehr 
in das Deutſch⸗griechiſche Verrechnungsabkommen über⸗ 


geleitet. Außerdem wurde im November 1938 verein- 
bart, daß die Beſtimmungen des Deutſch⸗griechiſchen 
Verrechnungsabkommens auf die ſudetendeutſf chen 
Gebiete ausgedehnt werden. Deutſchland hat im 
Jahr 1938 ſeine Stellung als beſter Kunde und beſter 
Lieferant Griechenlands ausgebaut. 


Großbritannien und Nordirland 


Der Handelsverkehr zwiſchen Deutſchland und 
Großbritannien hat ſich weiter auf der Grundlage des 
Zahlungsabkommens vom 1. November 1934 
abgewickelt. Das Zahlungsabkommen wurde am 
1. Juli 1938 unerheblich geändert. Für den Waren⸗ 
verkehr wurde das bisher beſtehende Verhältnis 55: 100 
beſeitigt und dafür eine „gleitende Skala“ in der Weiſe 
eingeführt, daß ein Deviſenüberſchuß von einer beſtimm⸗ 
ten Höhe nur geringen Veränderungen nach oben oder 
unten unterliegen ſollte. Bei einer vierteljährlichen 
Ausfuhr in Höhe von 7,5 Millionen Pfund follen für 
die Einfuhr 4,5 Millionen Pfund bereitgeſtellt werden. 
Von jeder Mehrausfuhr ſollen neun Zehntel für die 
Einfuhr engliſcher Erzeugniſſe Verwendung finden, 
während jede Minderausfuhr die Deutſche Einfuhr- 
verpflichtung um neun Zehntel des Minderbetrages 
verringerte. 

Irland 


Zwiſchen Deutſchland und Irland war am 28. Ja⸗ 
nuar 1935 ein Abkommen über die Förderung des 
beiderſeitigen Warenverkehrs getroffen worden. 
Die Geltungsdauer dieſes Abkommens iſt am 3. Novem⸗ 
ber 1988 abermals um ein weiteres Jahr (1. Januar 
1939 bis 31. Dezember 1939) verlängert worden. Das 
im Johr 1936 vereinbarte Verhältnis der Einfuhr 
iriſcher Erzeugniſſe zu der Ausfuhr Deutſcher Erzeugniſſe 
von 2:3 wurde beibehalten. Das Abkommen gilt mit 
Wirkung ab 1. Januar 1939 auch für das Land Oſter⸗ 
reich und die Sudetengebiete. Der Deutſch⸗ 
iriſche Warenverkehr hat ſich im Jahr 1938 gut entwickelt. 


Italien 


Zwiſchen Deutſchland und Italien wurde im Mai 
1988 ein Zuſatzabkommen zur Regelung des 
Warenverkehrs abgeſchloſſen. Danach ſind die für den 
Verkehr zwiſchen dem Altreich und Italien geltenden 
Beſtimmungen auf das Land Oſterreich ausgedehnt 
worden. Die für die Einfuhr Deutſcher Erzeugniſſe nach 
Italien geltenden Kontingente und die für die Einfuhr 
italieniſcher Erzeugniſſe nach Deutſchland beſtehenden 
Wertgrenzen wurden zur Befriedigung des öſterreichiſchen 
Ausfuhrbedarfs und Einfuhrbedarfs erhöht. Ein 
weiteres Abkommen betrifft die Zollbe⸗ 
handlung von Waren zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und dem Land Oſterreich einerſeits und Italien ander⸗ 
ſeits. Das Abkommen zur Regelung des Waren⸗ 
verkehrs zwiſchen den italieniſchen Beſitzungen 
und Kolonien und Deutſchland vom 10. Dezember 
1936 wurde durch ein neues Abkommen erſetzt, 
das den veränderten Verhältniſſen Rechnung trägt. 


Jugoflawien 
Zwiſchen Deutſchland und Jugoslawien haben Ver⸗ 
handlungen über die Überleitung des öſterreichiſch⸗ 
jugoflawiſchen Wirtſchaftsverkehrs in das Deutfch- 
jugoſlawiſche Vertragsſyſtem ſtattgefunden. Jugoſlawien 
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hat ſich einverſtanden erklärt, daß die Oſterreich ein⸗ 
geräumten zahlreichen Zollzugeſtändniſſe bis auf wenige 
Ausnahmen dem Deutſchen Reich zu eigenem Recht 
gegeben werden. Das bisherige Bankenabkommen 
über den Zahlungs⸗ und Verrechnungsverkehr iſt im 
Oktober 1938 durch ein Regierungsabkommen 
erſetzt worden. Deutſchland ſteht ſowohl als Kunde 
als auch als Lieferant Jugoslawiens an erſter 


Stelle. 
Lettland 


Zwiſchen Deutſchland und Lettland wurde am 
4. November 1938 ein Abkommen über die Aus⸗ 
dehnung der Deutſch⸗lettiſchen Wirtſchaftsvereinbarungen 
auf das Land Oſterreich und die Sudeten⸗ 
gebiete unterzeichnet. Die Deutſch⸗lettiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsbeziehungen haben ſich im Jahr 1938 weiter 
ausgedehnt. Der Umfang des gegenſeitigen Waren⸗ 
verkehrs wird im Jahr 1939 eine Erhöhung um rund 
50 v. H. erfahren. 
| Litauen 

Zwiſchen Deutſchland und Litauen wurde am 
25. Juni 1938 ein Abkommen über die Verlängerung 
der Gültigkeit der beſtehenden Wirtſchaftsvereinbarungen 
unter gleichzeitiger Eingliederung Oſterreichs in 
beiderſeitigen Handelsverkehr abgeſchloſſen. Der vor⸗ 
geſehene Umfang des Handelsumſatzes konnte weſentlich 
erhöht werden. Dur eine Vereinbaru ng vom 
27. Oktober 1938 ſind die Wirtſchaftsvereinbarungen 
auch auf die Sudetengebiete ausgedehnt worden. 


Niederlande 


Zwiſchen Deutſchland und den Niederlanden wurde 
am 19. März 1938 ein Vertrag über die Regelung 
des Warenverkehrs abgeſchloſſen, der mit Wirkung ab 
1. April 1938 in Kraft trat. Der weſentliche Inhalt 
des Vertrags beſteht in Vereinbarungen über die Ein⸗ 
fuhr niederländiſcher landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe nach 
Deutſchland, in Tarifabreden und in der Einräumung 
beſtimmter Kontingente für die Deutſche Einfuhr in die 
Niederlande. Für die deviſenmäßige Regelung des 
Waren- und Dienſtleiſtungsverkehrs galt im Jahr 1938 
der Vertrag über den Verrechnungsverkehr vom 18. De⸗ 
zember 1937, der mit Wirkung ab 1. Januar 1938 in 
Kraft getreten iſt. Durch eine Vereinbarun g über 
die Überleitung des öſterreichiſch-niederlän⸗ 
diſchen Wirtſchaftsverkehrs in das Deutich-nieder. 
ländiſche Vertragsſyſtem vom 25. Mai 1938 wurde 
Oſterreich in die beſtehenden Deutſch⸗niederländiſchen 
Wirtſchaftsbeziehungen eingegliedert. Am 27. Oktober 
1938 und am 15. Dezember 1938 wurde eine ent. 
ſprechende vorläufige Regelung für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete getroffen. Die Deutſche Aus⸗ 
fuhr nach den Niederlanden ging im Jahr 1938 gegen. 
über dem Vorjahr etwas zurück. 


Norwegen 

Die handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Norwegen beruhen auf dem Abkommen 
über die Zahlungen im Warenverkehr vom 27. Februar 
Durch das Abkommen ſind die Bezüge Deutſch⸗ 

lands aus Norwegen in ein beſtimmtes Verhältnis zu 
den Bezügen Norwegens aus Deutſchland gebracht 
worden. Die Geltungsdauer des Abkommens iſt im 
Jahr 1938 auf das Land Öfterreich und die 


ſudetendeutſchen Gebiete ausgedehnt worden. 
Die Einfuhr und Ausfuhr hat ſich auch im Jahr 1938 
gut entwickelt. 
Polen leinſchl. Danzig) 

Zwiſchen Deutſchland und Polen wurde am 
80. Juni 1938 ein neuer Wirtſchaftsvertrag 
abgeſchloſſen, der mit Wirkung ab 1. September 1938 in 
Kraft trat. Die Geltungsdauer dieſes Wirtſchafts⸗ 
vertrags wurde bis zum 28. Februar 1941 bemeſſen. 
Deutſcherſeits wurden zahlreiche, bisher für Oſter reich 
gewährte polniſche Vertragszölle zu eigenem Recht über⸗ 
nommen. Außerdem wurden die Kontingente für die 
Einfuhr Deutſcher Erzeugniſſe nach Polen und für die 
Ausfuhr polniſcher Waren nach Deutſchland erhöht. 
Durch eine Verein barun g vom 18. November 1938 
wurde die Gültigkeit der Deutſch⸗polniſchen Wirtſchafts⸗ 
vereinbarungen auch auf die früheren tſchechiſchen, jetzt 
an Deutſchland und an Polen angegliederten Gebiete 
(Sudetengebiet und Teſchener Schleſien) ausgedehnt. 


Portugal 
Die handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Portugal beruhen auf den folgenden Verein⸗ 
barungen: 
1. Handelsabkommen vom 20. März 1928; 
2. Zuſatzabkommen bom 13, April 1985; 
8. Zahlungsabkommen vom 18. April 1935. 


Der Handelsverkehr mit Portugal hat ſich im Jahr 1938 
gut entwickelt. Der Warenaustauſch konnte insbeſondere 
durch einige große Einzelgeſchäfte erheblich geſteigert 
werden. Der Warenaustauſch wird ſich auch im Jahr 1939 
gut entwickeln. 
Rumänien 

Zwiſchen Deutſchland und Rumänien wurde am 
21 Juni 1938 eine erſte Zuſatzvereinbarung 
zum Deutſch⸗rumäniſchen Handelsvertrag abgeſchloſſen. 
Danach werden die öſterreichiſch-rumäniſchen 
Handelsvereinbarungen bis zum Tag der Aufhebung der 
Zollgrenze zwiſchen dem Land Öfterreich und dem übrigen 
Reichsgebiet weiter angewendet. Nach dieſem Zeitpunkt 
gehen die weſentlichen Zollzugeſtändniſſe Rumäniens an 
Oſterreich auf Deutſchland über. Außerdem wurde ein 
Abkommen unterzeichnet, durch das die Verein⸗ 
barungen über den Deutich-rumäniichen Zahlungs- 
verkehr auf das Land Hſterreich ausgedehnt wurden. 
Am 10. Dezember 1938 wurden eine Reihe von Ver ⸗ 
einbarungen unterzeichnet, die eine Ausdehnung 
des Deutſch⸗rumäniſchen Warenverkehrs im neuen 
Vertragsjahr vorſehen. In einer zweiten Zufaß- 
vereinbarung zum Deutſch⸗rumäniſchen Handels. 
vertrag wurde neben einer aud en us: 
über Urſprungszeugniſſe und Schiffahrtsfrag 3 
beſondere vereinbart, daß die der Tſchecho⸗Slowakei 
von Rumänien zugeſtandenen Zollvergünſtigungen, ſo⸗ 
weit ſie für die ſudetendeutſchen Gebiete Bedeutung 
haben, vom Tag der Aufhebung der Zollgrenze zwiſchen 
dem Land Öfterreich und dem übrigen Reich Deutſchland 
gewährt werden. Außerdem wurde durch ein Abkommen 
die Vereinbarung über den Deutſch⸗rumäniſchen Zah⸗ 
lungsverkehr auf die ſudetendeutſchen Gebiete 
ausgedehnt und das Deutſch⸗rumäniſche Verrechnungs⸗ 
abkommen geändert und ergänzt. Deutſchland hat im 
Jahr 1938 ſeine Stellung als wichtigſter Handelspartner 
Rumäniens behauptet. 
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Schweden 

Zwiſchen Deutſchland und Schweden beſteht Feinerlei 
Handelsvertrag. Die beiden Länder gewähren ſich aber 
die gegenſeitige Meiſtbegünſtigung. Als 
vertragliche Grundlage beſteht nur das Verrech ⸗ 
nungsabkommen vom 22. Dezember 1934, das 
auf das Land Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete 
ausgedehnt worden iſt. Die im Jahr 1937 erreichte 
Höhe der Deutſchen Ausfuhr nach Schweden konnte auch 
im Jahr 1938 ungefähr gehalten werden. 


Schweiz 

Zwiſchen Deutſchland und der Schweiz wurde am 
30. Juni 1938 ein Abkommen über die Verlängerung 
der Gültigkeit des Deutſch⸗ſchweizeriſchen Verrechnungs⸗ 
abkommens vom 30. Juni 1937 bis zum 30. Juni 1939 
unterzeichnet. Die Gültigkeit des Verrechnungsabkom⸗ 
mens wurde auf das Gebiet des früheren Bundesſtaates 
Oſterreich ausgedehnt. Am 3. Auguſt 1938 wurde 
eine zwölfte Zuſatzvereinbarung zum Ab» 
kommen über den gegenſeitigen Warenverkehr vom 
5. November 1932 abgeſchloſſen. Das Abkommen enthält 
einige Zollvereinbarungen zum Deutſchen und ſchweize⸗ 
riſchen Zolltarif und wird mit Wirkung ab 15. Auguſt 
1938 vorläufig angewendet. Am 29. Oktober und am 
8. November 1938 wurden zwei Vereinbarungen 
unterzeichnet. Dieſe Vereinbarungen gelten bis zur end⸗ 
gültigen Einbeziehung der ſudetendeutſchen Gebiete in 
die Deutſch⸗ſchweizeriſchen Vereinbarungen. Außerdem 
wurde am 1. Dezember 1938 eine dreizehnte 
Zuſatzverein barung zum Abkommen vom 5. No- 
vember 1932 über den gegenſeitigen Warenverkehr 
unterzeichnet. Dieſe Zuſatzvereinbarung bringt u. a. 
zahlreiche Zollabreden auf beiden Seiten. Hinſichtlich 
der zahlungspolitiſchen Eingliederung des Landes Oſter⸗ 
reich iſt es zu einer endgültigen Regelung noch nicht 
gekommen. Auf dem Gebiet der ſchweizeriſchen Einfuhr⸗ 
kontingentierung wurde eine zehnte Zuſatzverein 
barung zum Abkommen vom 5. November 1932 über 
die Durchführung der ſchweizeriſchen Einfuhrbeſchränkun⸗ 
gen unterzeichnet. Außerdem wurden u. a. noch Abreden 
über die vorläufige Einbeziehung der Sudetengebiete in 
die Deutſch⸗ſchweizeriſche Transfervereinbarung vom 
80. Juni 1938 getroffen. 


Sowjetrußland 

Zwiſchen Deutſchland und Sowjetrußland wurde am 
1. März 1938 eine Vereinbarung über den 
Handels- und Zahlungsverkehr abgeſchloſſen. Danach 
wurde die Gültigkeit des Deutſch⸗ſowjetruſſiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsabkommens vom 24. Dezember 1936, die am 
31. Dezember 1937 abgelaufen war, mit einigen Ande⸗ 
rungen bis zum 31. Dezember 1938 verlängert. Durch 
eine Vereinbarung vom 1. September 1938 wurde 
Oſterreich in den Deutſch-ſowjetruſſiſchen Waren⸗ 
und Zahlungsverkehr einbezogen. Auch hinſichtlich der 
Einbeziehung der Sudetengebiete in den Deutſch⸗ 
ſowjetruſſiſchen Waren⸗ und Zahlungsverkehr kam es am 
81. Dezember 1938 zu einer Verſtändigung. Deutſchlands 
Einfuhr aus Sowjetrußland iſt im Jahr 1938 zurück⸗ 
gegangen. Auch die Ausfuhr nach Sowjetrußland iſt 
erheblich zurückgegangen. 


Spanien 

Der Warenverkehr zwiſchen Deutſchland und 
Nationalſpanien hat ſich trotz des ſpaniſchen Bürger⸗ 
krieges auch im Jahr 1938 gut entwickelt. Die Zahlungen 
aus dem Warenverkehr wurden über Konten beſonderer 
Art abgewickelt. 

Tſchecho⸗Slowakei 

Zwiſchen Deutſchland und der Tſchecho⸗Slowakei 
wurde am 24. Oktober 1938 ein Abkommen über die 
Regelung des Zahlungsverkehrs zwiſchen den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten und der Tſchecho⸗Slowakei abge⸗ 
ſchloſſen. Am 15. Dezember 1938 kam es zum Abſchluß 
der ſechſten Zuſatzvereinbarung über die 
Einbeziehung der öſterreichiſch⸗ tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Tarifabreden in das Deutſch⸗ tſchecho⸗ſlowakiſche Wirt⸗ 
ſchaftsabkommen. Deutſchland erhielt die im tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Zolltarif Oſterreich eingeräumten Vertrags⸗ 
ſätze mit wenigen Ausnahmen zu eigenem Recht. Außer- 
dem wurde der Umfang des Warenverkehrs zwiſchen 
Deutſchland und Oſterreich einerſeits und der Rumpf⸗ 
Tſchecho⸗Slowakei anderſeits unter Berückſichtigung der 
Gebietsänderung endgültig geregelt. 


Türkei 


Zwiſchen Deutſchland und der Türkei wurden im 
Juli 1938 Vereinbarungen getroffen, die die von beiden 
Ländern erſtrebte Ausdehnung des beiderſeitigen Han⸗ 
dels erwarten laſſen. Deutſchland kann jetzt wieder in 
großem Umfang als Käufer auf dem türkiſchen Markt 
auftreten. Das bisherige Abkommen über die Regelung 
des Verrechnungsverkehrs zwiſchen der Reichsbank und 
der Zentralbank der Türkiſchen Republik wurde durch 
einen Staatsvertrag erſetzt. Außerdem wurden 
die durch den Anſchluß Oſterreichs an das Reich erforder⸗ 
lich gewordenen Abreden zur Einbeziehung Oſterreichs 
in die Deutſch⸗türkiſchen Wirtſchaftsvereinbarungen ge⸗ 
troffen. Auch zur Ausdehnung der Deutich-türfifchen 
Vereinbarungen auf die ſudetendeutſchen Gebiete wurden 
die erforderlichen Schritte eingeleitet. Weiter hat 
Deutſchland der Türkei einen Kredit in Höhe 
von 150 Millionen Reichsmark für den wirtſchaftlichen 
Aufbau gewährt. 

Ungarn 


Zwiſchen Deutſchland und Ungarn wurde am 
7. Mai 1938 eine vierte Zuſatzvereinbarung 
über die Einbeziehung des öſterreichiſch-ungariſchen 
Handelsübereinkommens in den Deutſch⸗ungariſchen 
Handelsvertrag unterzeichnet. Das Deutſch⸗ungariſche 
Verrechnungsabkommen wurde auf das Land Eſterreich 
ausgedehnt. Im Dezember 1938 wurden die ſudeten⸗ 
deutſchen und oberungariſchen Gebiete in den Deutſch⸗ 
ungariſchen Waren- und Verrechnungsverkehr einbezogen. 
Deutſchlands Anteil an der ungariſchen Geſamtein⸗ 
fuhr im Jahr 1938 betrug etwa 40 v. H. Deutſchlands 
Anteil an der ungariſchen Geſamtausfuhr im Jahr 
1938 betrug etwa 45 v. H. Es muß allerdings feſtgeſtellt 
werden, daß bei ſteigender Einfuhr die Deutſche Ausfuhr 
nach Ungarn im Jahr 1938 zurückgegangen iſt. Im 
Verrechnungsverkehr iſt daher eine ungariſche Aktivſpitze 
entſtanden. 
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